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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Steuerrecht in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 


eine z, weite Richtlinie des Rats zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend die Um- 
satzsteuern; 

hier: Struktur und Anwendungsmodalitäten des gemein- 
samen Mehrwertsteuersystems. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 14. April 1965 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittel worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 
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Vorschlag für eine 
zweite Richtlinie des Rats 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten betreffend die Umsatzsteuern; 

hier: Struktur und Anwendungsmodalitäten des gemein- 
samen Mehrwertsteuersystems 

(Vorschlag der Kommission an den Rat) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbesondere 
auf die Artikel 99 und 100, 

gestützt auf die Bestimmungen der ersten vom 

Rat am beschlossenen Richtlinie 

zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten betreffend die Umsatzsteuern, beson- 
ders auf deren Artikel 1, 2 und 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Ersetzung der gegenwärtig in den Mitglied- 
staaten geltenden Umsatztseuern durch ein gemein- 
sames Mehrwertsteuersystem bezweckt insbeson- 
dere die Erreichung zweier Hauptziele: nämlich 
einerseits die Neutralität des Wettbewerbs auf na- 
tionaler und innergemeinschaftlicher Ebene und an- 
dererseits in einer ersten Phase die Verwirklichung 
einer Vorbedingung für die Abschaffung der Ein- 
fuhrbesteuerung und der steuerlichen Ausfuhrent- 
lastung im Verkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
— nachstehend „Abschaffung der Steuergrenzen'' 
genannt — die als Endziel der Umsatzsteuerharmo- 
nisierung vorgesehen ist. 

Das gemeinsame Mehrwertsteuersystem wird zu- 
nächst während eines Zeitraums angewendet, in 
dem die Steuergrenzen noch bestehen; unter diesen 
Umständen kann den Mitgliedstaaten eine weit- 
gehende Autonomie hinsichtlich der Festsetzung des 
Steuersatzes oder der unterschiedlichen Steuersätze j 
belassen werden. j 

Die vorläufige Beibehaltung der Steuergrenzen | 
schließt an sich die Möglichkeit nicht aus, gewisse | 
Unterschiede bei den Anwendungsmodalitäten in 
den Mitgliedstaaten zuzulassen; es ist indessen sehr 
wünschenswert, derartige Unterschiede möglichst zu 
begrenzen, um zu vermeiden, daß bei der Verwirk- 


lichung des Endziels erneut bedeutsame Änderun- 
gen der nationalen Rechtsvorschriften vorgenom- 
men werden müssen. 

Es hat sich als notwendig erwiesen, in einigen 
Sonderfällen, in denen die Einführung des neuen 
Systems einigen Mitgliedstaaten ganz besondere 
Schwierigkeiten bereitet, eine Möglichkeit vorzu- 
sehen, von den gemeinsamen Anwendungsmodali- 
täten abzuweichen. 

Diese Möglichkeit darf selbstverständlich nicht zu 
Regelungen führen, die Störungen in den Wettbe- 
werbsbedingungen zwischen den Mitgliedstaaten 
nach sich ziehen könnten; es muß andererseits ver- 
mieden werden, daß divergierende Regelungen dem 
Endziel zuwiderlaufen; deshalb ist es erforderlich, 
in bestimmten Fällen vorherige Konsultationen der 
Kommission und der Mitgliedstaaten vorzusehen, 
um den genannten Folgen zuvorzukommen. 

Das gemeinsame Mehrwertsteuersystem muß, da- 
mit es so sauber und neutral wie möglich ist und 
ein Höchstmaß an Einfachheit erreicht, einen größt- 
möglichen Anwendungsbereich haben; hierzu ist es 
erforderlich, daß eine restlose, allgemeine An- 
wendung der Steuer angestrebt wird, wie dies übri- 
gens dem Charakter dieser Steuer entspricht, die als 
eine allgemeine Verbrauchsteuer auf Güter und 
Dienstleistungen angesehen wird. 

In dieser Sicht ist es sehr zweckmäßig, alle wirt- 
schaftlichen Tätigkeiten, den Bereich der Produktion 
und Verteilung ebenso wie den Bereich der Dienst- 
leistungen in den Anwendungsbereich der Steuer 
einzubeziehen und auf diese Weise die Erhebung 
der Steuer bis zur Stufe vor dem Letztverbraucher 
auszudehnen. 

Damit das System auf einfache Art und neutral 
angewendet und der allgemeine Steuersatz in ver- 
nünftigen Grenzen gehalten werden kann, ist es 
also erforderlich, sich grundsätzlich Forderungen zu 
widersetzen, die darauf abzielen, für einen bestimm- 
ten Bereich Präferenzen und Ausnahmevorschriften 
zu erlangen. 

Mit dem Mehrwertsteuersystem ist es sicherlich 
möglich, durch eine Differenzierung der Steuersätze, 
gegebenenfalls aus sozialen oder wirtschaftlichen 
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Erwägungen, Minderungen oder Erhöhungen der 
Steuerlast aut bestimmten Erzeugnissen oder Dien- 
sten herbeizuführen; aber das System eignet sich 
kaum für die Einführung von Nullsätzen, so daß es 
sehr zu wünschen wäre, Fälle von Befreiungen 
streng zu begrenzen und für notwendig gehaltene 
Erleichterungen die Anwendung ermäßigter Steuer- 
sätze vorzusehen, die so niedrig wie möglich sein 
sollten, um den Abzug der auf der Vorstufe gezahl- 
ten Steuer normalerweise durchführen zu können, 
was übrigens im allgemeinen zum gleichen Ergebnis 
führt, wie gegenwärtig durch die Anwendung von 
Befreiungen in den kumulativen Kaskadensteuern. 

Es hat sich herausgestellt, daß es den Mitglied- 
staaten überlassen werden kann, die steuerliche 
Regelung für die große Gruppe der Dienstleistun- 
gen, die keinen Einfluß auf Warenpreise haben, so- 
wie die auf Kleinunternehmen anzuwendende Be- 
steuerungsmethode selbst zu bestimmen, hinsicht- 
lich des letztgenannten Falles allerdings vorbehalt- 
lich vorheriger Konsultationen. 

Es hat sich als notwendig herausgestellt, für die 
auf den landwirtschaftlichen Bereich anzuwendende 
Mehrwertsteuer Sonderregelungen zu treffen, mit 
denen sichergestellt wird, daß der am 1. Juli 1967 
mit der Einführung gemeinsamer Preise für die 
Mehrzahl der landwirtschaftlichen Erzeugnisse ver- 
wirklichte Gemeinsame Markt nicht gestört wird. 
Die Kommission wird deshalb beauftragt, dem Rat 
alsbald entsprechende Vorschläge zu unterbreiten. 

Es ist notwendig, eine ziemlich große Zahl von 
Einzelbestimmungen vorzusehen, die Erläuterungen, 
Abweichungen und bestimmte ausführliche Anwen- 
dungsmodalitäten enthalten, sowie eine Liste der- 
jenigen Dienstleistungen aufzustellen, die der Ge- 
meinschaftsregelung unterliegen; diese Einzelbe- 
stimmungen sind in Anhang A, die Liste ist in An- 
hang B aufgenommen worden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten erheben eine Umsatzsteuer, 
die in dieser Richtlinie als „Mehrwertsteuer" be- 
zeichnet wird. 

2. Der Mehrwertsteuer unterliegen: 

a) Lieferungen von Gegenständen und Dienstlei- 
stungen, die ein Steuerpflichtiger im fnland ge- 
gen Entgelt ausführt, 

b) die Einfuhr von Gegenständen. 

3. Als „Inland" gilt das Anwendungsgebiet der 
Mehrwertsteuer des betreffenden Mitgliedstaates, 
das grundsätzlich das gesamte Hoheitsgebiet um- 
fassen soll 1 ). 


l ) vgl. Anhang A, Punkt 1 


Artikel 2 

1. Als „Steuerpflichtiger" im Sinne des Artikels 1 
Ziffer 2 Buchstabe a) gilt jeder, der regelmäßig oder 
gelegentlich mit oder ohne Gewinnerzielungsabsicht 
selbständig eine Tätigkeit als Produzent, Händler 
oder Dienstleistender ausübt 2 ). 


Artikel 3 

1. „Lieferung eines Gegenstandes" ist die Übertra- 
gung der Befähigung, wie ein Eigentümer über 
einen körperlichen Gegenstand zu verfügen 3 ). 

2. Einer steuerbaren Lieferung werden gleichge- 
stellt: 

a) die tatsächliche Übergabe eines Gegenstandes 
aufgrund eines Miet-Kaufvertrages 4 ), 

b) die Übertragung des Eigentums an einem Ge- 
genstand gegen Zahlung einer Entschädigung 
aufgrund einer behördlichen Anordnung, 

c) die Entnahme eines Gegenstandes durch einen 
Steuerpflichtigen aus seinem Unternehmen für 
den privaten Verbrauch oder die Verwendung 
eines Gegenstandes seines Unternehmens für 
Schenkungen 5 ), 

d) die Verwendung eines selbst oder durch einen 
Dritten im Werklohn hergestellten oder gewon- 
nenen Gegenstandes durch einen Steuerpflichti- 
gen in bestimmten Fällen für Zwecke des Unter- 
nehmens 6 ), 

e) die Übertragung eines Gegenstandes aufgrund 
eines Vertrages über eine Einkaufs- oder Ver- 
kauf skommission, 

f) die Ablieferung eines beweglichen Gegenstandes 
aufgrund eines Werkvertrages, d. h. die Über- 
gabe eines beweglichen Gegenstandes an den 
Auftraggeber, den der Auftragnehmer aus Stof- 
fen hergestellt hat, die der Auftraggeber ihm zu 
diesem Zweck ausgehändigt hatte, wobei nicht 
berücksichtigt wird, ob der Auftragnehmer hier- 
für einen Teil dieser Stoffe selbst beschafft hat 
oder nicht 7 ), 

g) die Ablieferung von Bauarbeiten einschließlich 
solcher Arbeiten, die den Einbau beweglicher 
Gegenstände in unbewegliche Gegenstände be- 
treffen 7 ). 

3. Ungeachtet gesetzlicher oder vertraglicher Be- 
stimmungen gilt der Ort der Lieferung 

a) für den Fall, daß der Gegenstand vom Lieferan- 
ten, vom Erwerber oder von einer dritten Person 
versendet oder befördert wird: der Ort, an dem 
sich der Gegenstand im Zeitpunkt des Beginns 


2 ) vgl. Anhang A, Punkt 2 

3 ) vgl. Anhang A, Punkt 3 

4 ) vgl. Anhang A, Punkt 4 

5 ) vgl. Anhang A, Punkt 5 
fi ) vgl. Anhang A, Punkt 6 
7 ) vgl. Anhang A, Punkt 7 
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der Versendung oder Beförderung an den Erwer- 
ber befindet; 

b) für den Fall, daß der Gegenstand nicht versen- 
det oder befördert wird: der Ort, an dem sich der 
Gegenstand zum Zeitpunkt der Übertragung der 
Befähigung, wie ein Eigentümer darüber zu ver- 
fügen, befindet. 

4 . Der Steuertatbestand, d. h. der Tatbestand, an 
den die Entstehung der Steuerschuld geknüpft ist, 
ist in dem Zeitpunkt verwirklicht, in dem die Lie- 
ferung bewirkt wird. Bei Lieferungen, bei denen 
vor der Ausführung der Lieferung Vorauszahlungen 
erfolgen, ist der Steuertatbestand jedoch schon im 
Zeitpunkt der Ausgabe der Rechnung oder späte- 
stens im Zeitpunkt der Vereinnahmung erfüllt, und 
zwar in Höhe des in Rechnung gestellten oder ver- 
einnahmten Betrages *). 


Artikel 4 

1. „Dienstleistung“ ist jede Leistung, die keine 
Lieferung eines Gegenstandes im Sinne des Arti- 
kels 3 ist 8 9 ). 

2. Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Bestim- 
mungen über die Besteuerung von Dienstleistungen 
sind nur für diejenigen Dienstleistungen verbind- 
lich, die im Anhang B aufgezählt sind 10 * ). 

3. Als Ort der Dienstleistung gilt grundsätzlich der 
Ort, an dem der erbrachte Dienst, das überlassene 
oder abgetretene Recht oder der gemietete Gegen- 
stand verwendet oder ausgewertet werden n ). 

4. Der Steuertatbestand, d. h. der Tatbestand, an 
den die Entstehung der Steuerschuld geknüpft ist, 
ist in dem Zeitpunkt verwirklicht, in dem der Dienst 
erbracht wird. Bei Dienstleistungen unbestimmter 
Dauer oder solchen, die einen bestimmten Zeitraum 
überschreiten oder zu Vorauszahlungen Anlaß 
geben, ist der Steuertatbestand jedoch schon im 
Zeitpunkt der Ausgabe der Rechnung oder späte- 
stens im Zeitraum der Vereinnahmung erfüllt, und 
zwar in Höhe des in Rechnung gestellten oder ver- 
einnahmten Betrages. 


Artikel 5 

1. Eine „Einfuhr“ liegt vor, wenn ein Gegenstand 
in das Anwendungsgebiet der Mehrwertsteuer des 
betreffenden Mitgliedstaates gelangt. 

2. Bei der Einfuhr ist der Steuertatbestand im Zeit- 
punkt der Einfuhr des Gegenstandes in das Anwen- 
dungsgebiet der Mehrwertsteuer des betreffenden 
Mitgliedstaates erfüllt. Die vorstehende Bestim- 
mung untersagt jedoch nicht, den Tatbestand der 


8 ) vgl. Anhang A, Punkt 8 

9 ) vgl. Anhang A, Punkt 9 

10 ) vgl. Anhang A, Punkt 10 

n ) vgl. Anhang A, Punkt 11 


Entstehung der Steuerschuld mit dem Tatbestand 
der Entstehung der Zollschuld und gegebenenfalls 
der Schuld anderer Eingangsabgaben sowie dem Tat- 
bestand der Fälligkeit der Steuerschuld und gegebe- 
nenfalls der Schuld anderer Eingangsabgaben zu 
verknüpfen 12 ). 

Artikel 6 

Die Besteuerungsgrundlage ist 13 ) 

a) bei Lieferungen und Dienstleistungen alles, was 
den Gegenwert für die Lieferung des Gegenstan- 
des oder die Dienstleistung bildet, einschließlich 
Kosten und Steuern mit Ausnahme der Mehr- 
wertsteuer selbst 14 ); 

b) bei den in Artikel 3 Ziffer 2 Buchstaben c) und 
d) genannten Entnahmen und Verwendungen 
von Gegenständen der Einkaufspreis für die 
Gegenstände oder für gleichartige Gegenstände 
oder mangels eines Einkaufspreises der Selbst- 
kostenpreis; 

c) bei der Einfuhr von Gegenständen der Zollwert, 
wie er für die Anwendung der Eingangszölle ad 
valorem festgelegt ist, erhöht um den wegen der 
Einfuhr des Gegenstandes geschuldeten Betrag an 
Zöllen (einschließlich Abschöpfungen), Steuern 
und Abgaben, mit Ausnahme der Mehrwert- 
steuer selbst. Die gleiche Besteuerungsgrundlage 
ist anzuwenden, wenn der Gegenstand frei von 
Eingangszöllen ist oder nicht dem Wertzoll un- 
terliegt 15 ). 

Artikel 7 

1. Der Normalsatz der Mehrwertsteuer wird von 
jedem Mitgliedstaat auf einen bestimmten Prozent- 
satz der Besteuerungsgrundlage festgesetzt, der für 
Lieferungen von Gegenständen und für Dienstlei- 
stungen der gleiche ist. 

2. Bestimmte Umsätze können jedoch erhöhten 
oder ermäßigten Sätzen unterworfen werden. Je- 
der ermäßigte Satz wird so berechnet, daß es nor- 
malerweise möglich ist, von dem Mehrwertsteuer- 
betrag, der sidi bei Anwendung dieses Satzes er- 
gibt, die gesamte auf der Vorstufe erhobene Mehr- 
wertsteuer abzusetzen 10 ). 

3. Der bei der Einfuhr eines Gegenstandes ange- 
wendete Satz ist der gleiche, wie er für die Liefe- 
rung eines gleichen Gegenstandes im Inland an- 
gewendet wird. 

Artikel 8 

1. Von der Mehrwertsteuer befreit sind, unter Vor- 
aussetzungen, die von jedem Mitgliedstaat bestimmt 


’-) vgl. Anhang A, Punkt 12 
n ) vgl. Anhang A, Punkt 13 
14 ) vgl. Anhang A, Punkt 14 
1: ’) vgl. Anhang A, Punkt 15 
1(i ) vgl. Anhang A, Punkt 16 
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werden, Lieferungen von Gegenständen, die nach 
Orten außerhalb des Anwendungsgebietes der 
Mehrwertsteuer des betreffenden Mitgliedstaates 
versendet oder verbracht werden 1T ). 

2. Von der Mehrwertsteuer können befreit wer- 
den, unter Vorausetzungen, die von jedem Mit- 
gliedstaat bestimmt werden, Dienstleistungen, die 
sich auf steuerpflichtige Gegenstände beziehen, die 
nach Orten außerhalb des Anwendungsgebiets der 
Mehrwertsteuer des betreffenden Mitgliedstaates 
versendet oder verbracht werden. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann, vorbehaltlich der in 
Artikel 13 vorgesehenen Konsultation, etwa für 
erforderlich gehaltene andere Befreiungen selbst 
bestimmen 18 ). 


Für den Fall eines teilweisen Vorsteuerabzugs 
nach Ziffer 2 wird der Betrag der Abzüge vorläufig 
nach der allgemeinen pro rata des vorangegangenen 
Jahres bestimmt und am Ende des Jahres berichtigt, 
nachdem die pro rata für das Jahr des Erwerbs er- 
rechnet worden ist. Für Investitionsgüter wird die 
Berichtigung jedoch auf einen Zeitraum von fünf 
Jahren, einschließlich des Erwerbsjahres, erstreckt; 
sie erfaßt für jedes Jahr nur ein Fünftel der Steuer, 
mit der die Investitionsgüter belastet waren 22 ). 

4. Bestimmte Gegenstände und bestimmte Dienst- 
leistungen können von der Abzugsregelung ausge- 
schlossen werden, insbesondere solche, die geeignet 
sind, ganz oder teilweise für den privaten Bedarf 
des Steuerpflichtigen oder seines Personals verwen- 
det zu werden. 


Artikel 9 

1. Der Steuerpflichtige ist befugt, von der aufgrund 
seiner Umsätze berechneten Mehrwertsteuer abzu- 
ziehen: 

a) die Mehrwertsteuer, die ihm für an ihn gelie- 
ferte Gegenstände und an ihn erbrachte Dienst- 
leistungen in Rechnung gestellt wurde 19 ), 

b) die Mehrwertsteuer, die für eingeführte Gegen- 
stände entrichtet worden ist, 

in dem Maße, in dem die unter a) und b) bezeichne- 
ten Gegenstände und Leistungen für Zwecke des 
Unternehmens verwendet werden; 

c) die Mehrwertsteuer, die er für die in Artikel 3 
Ziffer 2 Buchstabe d) genannten Entnahmen ent- 
richtet hat. 

2. Nicht abzugsfähig ist die Mehrwertsteuer, die 
auf Gegenstände und Dienstleistungen lastete, die 
für nicht steuerbare oder für steuerfreie Umsätze 
verwendet werden. Der Vorsteuerabzug wird je- 
doch zugelassen für im Inland steuerpflichtige Liefe- 
rungen von Gegenständen und Dienstleistungen, die 
nicht steuerbar sind, weil sie im Ausland durch- 
geführt werden, oder die gemäß Artikel 8 Ziffer 1 
oder 2 steuerfrei sind. 

Soweit Gegenstände und Leistungen, die sowohl 
für Umsätze verwendet werden, für die ein Recht 
auf Abzug besteht, als auch für solche, für die dieses 
Recht nicht besteht, ist der Abzug nur für den Teil 
der Mehrwertsteuer zulässig, der auf die erstge- 
nannten Umsätze entfällt (pro rata-Regel) 20 ). 

3. Die auf dem Erwerb von Gegenständen und der 
Inanspruchnahme von Dienstleistungen lastende 
Mehrwertsteuer ist von der Mehrwertsteuer abzugs- 
fähig, die für den Zeitraum geschuldet wird, in dem 
die Rechnung für diese erworbenen Gegenstände 
oder diese in Anspruch genommenen Dienstleistun- 
gen empfangen wurde (Sofortabzug) 21 ), 


5. Wenn der Betrag der Vorsteuerabzüge für einen 
monatlichen, vierteljährlichen oder halbjährlichen 
Voranmeldezei träum den auf die Umsätze geschul- 
deten Mehrwertsteuerbetrag übersteigt, wird der 
überschießende Betrag auf den folgenden Zeitraum 
vorgetragen. Jedoch wird ain Ende jedes Kalender- 
jahres ein eventueller überschießender Betrag ver- 
gütet 23 ). 

Artikel 10 

1. Jeder Steuerpflichtige muß Aufzeichnungen füh- 
ren, die genügend Einzelheiten enthalten, um die 
Anwendung der Mehrwertsteuer und die Überprü- 
fung durch die Steuerverwaltung zu gestatten. 

2. Jeder Steuerpflichtige muß für Lieferungen von 
Gegenständen oder für Dienstleistungen, die er an 
einen anderen Steuerpflichtigen erbracht hat, eine 
Rechnung ausstellen 24 ). 

Diese Rechnung muß gesondert die folgenden An- 
gaben enthalten 25 ): 

a) Name oder Firma und Adresse des Lieferers 
und des Kunden; 

b) Menge und übliche Handelsbezeichnung der ge- 
lieferten Gegenstände oder Art und Umfang der 
erbrachten Dienstleistungen; 

c) Zeitpunkt der Rechnung sowie der Lieferung 
oder der Dienstleistung oder gegebenenfalls den 
Zeitraum, über den sich die Lieferung oder die 
Dienstleistung erstreckt; 

d) Nettopreis und Steuer, entsprechend jedem in 
Betracht kommenden Steuersatz, sowie gegebe- 
nenfalls eine Befreiung 23 ). 

3. Jeder Steuerpflichtige muß jeden Monat eine 
Erklärung abgeben, die für die im vorangegangenen 
Monat bewirkten Umsätze alle erforderlichen An- 
gaben über die Berechnung der Steuer und über die 
Abzüge enthält. Es steht aber jedem Mitgliedstaat 


,T ) vgl. Anhang A, Punkt 17 
1R ) vgl. Anhang A, Punkt 18 
19 ) vgl. Anhang A, Punkt 19 
-") vgl. Anhang A, Punkt 20 
21 ) vgl. Anhang A, Punkt 21 


") vgl. 
2S ) vgl. 
24 ) vgl. 
-•>) vgl. 
2,1 ) vgl, 


Anhang A, Punkt 22 
Anhang A, Punkt 23 
Anhang A, Punkt 24 
Anhang A, Punkt 25 
Anhang A, Punkt 26 
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frei, aus praktischen Gründen bestimmten Steuer- 
pflichtigen zu gestatten, die Steuererklärungen vier- 
teljährlich, halbjährlich oder jährlich abzugeben. 
Gegebenenfalls muß jeder Steuerpflichtige jährlich 
irn Laufe des ersten Halbjahres eine Erklärung über 
die im vorangehenden Jahr bewirkten Umsätze ab- 
geben, um die Berechnungen für etwa erforderliche 
Berichtigungen zu ermöglichen. 

4. Jeder Steuerpflichtige muß bei der Abgabe der 
monatlichen, vierteljährlichen, halbjährlichen oder 
jährlichen Steuererklärung den entsprechenden Be- 
trag an Mehrwertsteuer an das Finanzamt zahlen. 

5. Die näheren Bestimmungen über die Abgabe der 
Erklärung und über die Zahlung der Mehrwertsteuer 
für die Einfuhr von Gegenständen trifft jeder Mit- 
gliedstaat selbst. 

Artikel 11 

Jeder Mitgliedstaat hat, vorbehaltlich der in Ar- 
tikel 13 vorgesehenen Konsultation, die Freiheit, 
auf Kleinunternehmen, bei denen die Anwendung 
der normalen Mohrwertsteuerregelung auf Schwie- 
rigkeiten stoßen würde, diejenige Sonderregelung 
anzuwenden, die sich den nationalen Erfordernissen 
und Möglichkeiten am besten anpaßt 27 ). 

Artikel 12 

1. Die in einer gemeinsamen Liste aufzuzählenden 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse werden auf allen 
Stufen nach Maßgabe des Artikels 7 Ziffer 2 einem 
ermäßigten Steuersatz oder gegebenenfalls unter- 
schiedlichen ermäßigten Steuersätzen unterworfen. 

2. Die Kommission unterbreitet dem Rat spätestens 

arn 1. April 196(5 Vorschläge über: 

a) die gemeinsame Liste der landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse und die auf diese Erzeugnisse anzu- 
wendenden ermäßigten Sätze; 

b) Anwendungsmodalitäten der Mehrwertsteuer, 

die das Funktionieren der gemeinsamen Organi- 

- 2 * * * * 7 ) vgl. Anhang A, Punkt 27 


sation der Agrarmärkte und insbesondere der 
darin festgelegten Preissysteme nicht behindern-, 

c) Übergangsregelungen, die die Mitgliedstaaten 
bis zur Abschaffung der Steuergrenzen anwen- 
den können. 

Der Rat trifft seine Entscheidung vor dem 1. Januar 
1967. 

Artikel 13 

1. In den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat nach 
den Bestimmungen der Richtlinie selbst oder des 
Anhangs A Konsultationen durchführen muß, stellt 
er die entsprechenden Anträge rechtzeitig bei der 
Kommission, damit diese mit den Mitgliedstaaten 
vorher prüfen kann, ob die von dem betroffenen 
Mitgliedstaat empfohlenen Maßnahmen die Wett- 
bewerbsbedingungen zwischen den Mitgliedstaaten 
nicht verfälschen und die spätere Harmonisierung 
nicht erschweren. 

2. Nach den Beratungen mit den Mitgliedstaaten 
richtet die Kommission gegebenenfalls an den be- 
troffenen Mitgliedstaat eine zweckentsprechende 
Empfehlung. 

3. Kommt der Mitgliedstaat der an ihn gerichteten 
Empfehlung nicht nach, trifft der Rat, unbeschadet 
der im Vertrag vorgesehenen Verfahren auf Vor- 
schlag der Kommission die notwendigen Maßnahmen 
durch Richtlinie mit qualifizierter Mehrheit zur Er- 
reichung der in Ziffer 1 dieses Artikels angegebe- 
nen Ziele. 

Artikel 14 

Die in den Anhängen enthaltenen Bestimmungen 
sind Bestandteile dieser Richtlinie. 


Artikel 15 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, 
am 


Im Namen des Rats 


Der Präsident 
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Anhang A 

Einzelbestimmungen 


1. (zu Artikel 1 Ziff.3) 

Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, die Mehrwertsteuer 
innerhalb eines Gebietes anzuwenden, das mit sei- 
nem Hoheitsgebiet nicht vollständig übereinstimmt, 
muß er die in Artikel 13 vorgesehene Konsultation 
durchführen. 

2. (zu Artikel 2) 

Der Ausdruck „Tätigkeit als Produzent, Händler oder 
Dienstleistender" soll in weitem Sinne jede mögliche 
wirtschaftliche Betätigung umfassen und demzufolge 
Urproduzenten, Landwirte sowie freie Berufe ein- 
schließen. 

Falls ein MiLgliedstaat im Rahmen dieser Richtlinie 
beabsichtigt, bestimmte Tätigkeiten nicht der Steuer 
zu unterwerfen, sollte dies eher durch Befreiungen 
geschehen als dadurch, daß Personen, die diese Tä- 
tigkeit ausüben, vom Anwendungsbereich ausge- 
schlossen werden. 

Die Mitgliedstaaten sind hinsichtlich der Auslegung 
der Worte „gelegentlich . . . eine Tätigkeit als . . . 
ausübt 11 völlig frei. 

Der Ausdruck „selbständig" soll vor allem die Lohn- 
und Gehaltsempfänger von der Steuer ausschließen, 
die an ihren Arbeitgeber durch einen Arbeitsvertrag 
gebunden sind, einschließlich der Heimarbeiter. Die- 
ser Ausdruck gestattet jedem Mitgliedstaat, Perso- 
nen, die rechtlich unabhängig, aber durch finanzielle, 
wirtschaftliche und organisatorische Beziehungen i 
untereinander verbunden sind, nicht als getrennte 
Steuerpflichtige, sondern sie zusammen als einen 
Steuerpflichtigen zu behandeln. Der Mitgliedstaat, 
der an die Annahme einer derartigen Regelung 
denkt, muß jedoch die in Artikel 13 vorgesehene 
Konsultation durchführen. 

Der Staat, die Provinzen, die Gemeinden und andere 
Organe des öffentlichen Rechts sind grundsätzlich 
nicht als „Steuerpflichtige" anzusehen, soweit sie 
eine Tätigkeit ausüben, die zu den Aufgaben gehört, 
die Behörden obliegen. Falls diese Organe jedoch 
eine Tätigkeit industrieller oder kommerzieller Art 
ausüben, wie sie von der Privatwirtschaft ausgeübt 
werden kann, sind sie grundsätzlich für eine solche 
Tätigkeit steuerpflichtig. 

Wenn ein Mitgliedstaat gemäß Artikel 2 Absatz 3 
der Richtlinie vom . . . den Anwendungsbereich der 
Mehrwertsteuer bis zur Großhandelsstufe einschließ- 
lich beschränken will, muß er bezüglich der Abgren- 
zungsbestimmungen, die er zu diesem Zweck in 
seine inländischen Rechtsvorschriften einzuführen 
beabsichtigt, die in Artikel 13 vorgesehene Konsul- 
tation durchführen. 


3. (zu Artikel 3 Ziff. 1) 

Unter dem Ausdruck „körperlicher Gegenstand" sind 
sowohl körperliche bewegliche Gegenstände als auch 
körperliche unbewegliche Gegenstände zu verstehen. 
Lieferungen von elektrischem Strom, Gas, Wärme, 
Kälte und ähnlichen Wirtschaftsgütern, die im Wirt- 
schaftsleben als Lieferungen körperlicher Gegen- 
stände angesehen werden, sind Lieferungen von Ge- 
genständen gleichzustellen. 

4. (zu Artikel 3 Ziff. 2 Buchstabe a) 

Unter „Mietkauf" ist ein Vertrag zu verstehen, der 
die Vermietung eines Gegenstandes während eines 
bestimmten Zeitraums vorsieht und eine Bestimmung 
enthält, wonach das Eigentum an dem Gegenstand 
nach Zahlung der letzten fälligen Rate erworben 
wird. Vom steuerlichen Gesichtspunkt darf dieser 
Vertrag aber nicht teilweise als Miete, teilweise als 
Verkauf angesehen werden, sondern muß mit seinem 
Abschluß als ein mit einer steuerbaren Lieferung 
verbundener Verkauf gelten. 

5. (zu Artikel 3 Ziff. 2 Buchstabe c) 

Was die Entnahme eines durch den Steuerpflichtigen 
gekauften Gegenstandes als solchen betrifft, haben 
die Mitgliedstaaten die Möglichkeit, die vorge- 
sehene Besteuerung durch die Verweigerung des Ab- 
zugs oder dessen Berichtigung — falls der Abzug 
bereits vorgenommen wurde — zu ersetzen. Jedoch 
sollen Entnahmen für Werbegeschenke von ge- 
ringem Wert und für Warenmuster, die steuerlich 
als Gemeinkosten anerkannt werden können, nicht 
als steuerpflichtige Lieferungen angesehen werden. 
Darüber hinaus sind die in Artikel 9 Ziffer 2 vor- 
gesehenen Bestimmungen auf Entnahmen dieser Art 
nicht anwendbar. 

6. (zu Artikel 3 Ziff. 2 Buchstabe d) 

Diese Bestimmung soll nur angewendet werden, um 
einerseits für Gegenstände, die für Zwecke des Un- 
ternehmens gekauft und bestimmt sind und keinen 
Anspruch auf sofortigen Vollabzug geben, und an- 
dererseits für Gegenstände, die vom Unternehmen 
selbst oder durch einen Dritten im Werklohn her- 
gestellt. oder gewonnen werden und ebenfalls für 
dieselben Zwecke verwendet werden, die gleiche 
steuerliche Behandlung sicherzustellen. 

7. (zu Artikel 3 Ziff. 2 Buchstaben f und g) 

Mitgliedstaaten, die aus spezifisch nationalen Grün- 
den die unter Buchstaben f und g behandelten Lei- 
stungen nicht als Lieferungen, sondern als Dienst- 
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Dienstleistende nicht beweist, daß der erbrachte 
Dienst, das übertragene oder überlassene Recht oder 
der gemietete Gegenstand im Ausland verwendet 
oder ausgewertet werden. 


leistungen ansehen, können sie den Dienstleistun- 
gen zuordnen unter der ausdrücklichen Bedingung, 
daß der normale für Lieferungen vorgesehene 
Steuersatz darauf angewendet wird. 

Als „Bauarbeiten" sind insbesondere anzusehen: 

— der Bau von Gebäuden, Brücken, Straßen, Häfen 
usw. in Durchführung eines Bauvertrages; 

— Erdarbeiten, Anlage von Gärten; 

- — Installationsarbeiten (Zentralheizungen, Bade- 
einrichtungen, Telefonzentralen, Ladentische, 
Kühltruhen usw.); 

Reparaturen an Gebäuden und baulichen Anla- 
gen, ausgenommen die laufende Unterhaltung. 

8. (zu Artikel 3 Ziff. 4) 

In Fällen, in denen eine Verpflichtung zur Rech- 
nungserteilung besteht, kann der Steuertatbestand 
mit dem Zeitpunkt der Rechnungserteilung oder spä- 
testens mit dem Zeitpunkt verknüpft werden, in 
welchem die Rechnung hätte erteilt werden müssen. 

9. (zu Artikel 4 Ziff. 1) 

Gemäß der in dieser Ziffer gegebenen Begriffsbe- 
stimmung der Dienstleistungen müssen diesen unter 
anderen zugeordnet werden: 

— die Übertragung des Rechts an einem unkörper- 
lichen Gegenstand; 

— das Unterlassen oder Dulden einer Handlung 
oder eines Zustandes; 

die Ausführung eines aufgrund einer Anordnung 
einer Behörde geleisteten Dienstes; 

— die Durchführung einer Arbeit an einem beweg- 
lichen Gegenstand, der nicht als Gegenstand eines 
Werkvertrages im Sinne von Artikel 3 Ziffer 2 
Buchstabe f angesehen wird, wie z. B. Repara- 
turen, Dienste einer Wäscherei usw. 

Die Begriffsbestimmung der Dienstleistungen in die- 
ser Ziffer greift der Möglichkeit der Mitgliedstaaten 
nicht vor, bestimmte Leistungen eines Steuerpflich- 
tigen als „an sich selbst geleistete" Dienste zu be- 
steuern, falls eine derartige Maßnahme sich zur 
Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen als er- 
forderlich erweist. 

10. (zu Artikel 4 Ziff. 2) 

Die Mitgliedstaaten sehen soweit wie möglich davon 
ab, auf die im Anhang B behandelten Dienstleistun- 
gen Befreiungen anzuwenden. 

Hinsichtlich der anderen Dienstleistungen sind die 
Mitgliedstaaten frei, ohne Konsultation entweder die 
Bestimmungen über eine in dieser Richtlinie vor- 
gesehene Besteuerung von Dienstleistungen oder 
eine andere Regelung anzuwenden. 

11. (zu Artikel 4 Ziff. 3) 

Der Ort der Dienstleistung wird als im Lande des 
Dienstleistenden belegen erachtet, solange der 


Die Dienstleistung, die in einer Reparatur oder einer 
anderen materiellen Arbeitsleistung an einem kör- 
perlichen Gegenstand besteht, wird an dem Ort als 
verwendet oder ausgewertet erachtet, an dem der 
Gegenstand seiner Bestimmung gemäß ausschließ- 
lich oder hauptsächlich verwendet oder ausgewertet 
wird. 

Die Beförderungsleistung wird als verwendet oder 
ausgewertet erachtet auf dem Gebiet des Staates, 
in dem die Beförderung durchgeführt wird, und, 
wenn die Beförderungsleistung innerhalb zweier 
oder mehrerer Mitgliedstaaten erfolgt, auf dem Ge- 
biet dieser Mitgliedstaaten je nach dem Verhältnis 
der darin jeweils zurückgelegten Strecken. 

Hinsichtlich der Dienstleistungen, die im innerge- 
meinschaftlichen Verkehr erbracht werden, wird ab- 
weichend von Artikel 4 Ziffer 3 bestimmt, daß 

— als Ort einer von Maklern, Agenten und anderen 
Vermittlern sowie von Spediteuren erbrachten 
Dienstleistung der Ort gilt, an dem der Vermitt- 
ler oder Spediteur die Leistung ausschließlich 
oder zum wesentlichen Teil bewirkt; 

— als Ort einer für Zwecke der Werbung erbrachten 
Dienstleistung der Ort gilt, an dem sich die Be- 
triebsstätte befindet, für deren Rechnung die 
Dienstleistung bestellt wurde. 

Für den Fall, daß der Ort einer Dienstleistung als 
in einem anderen Mitgliedstaat belegen gilt als dem- 
jenigen, in dem sich die die Leistung ausübende Be- 
triebsstätte befindet, kann 

— der letztgenannte Mitgliedstaat als Ort der Lei- 
stung den Ort dieser Betriebsstätte ansehen, 
wenn der Leistende nicht nachweisen kann, daß 
die im anderen Staat geschuldete Mehrwert- 
steuer entrichtet worden ist; die Anwendung die- 
ser Bestimmung steht jedoch einer Besteuerung 
durch diesen anderen Mitgliedstaat nicht ent- 
gegen; 

— der Dienstleistungsempfänger für die Zahlung der 
geschuldeten Steuer solidarisch haftbar gemacht 
werden, wenn dieser Empfänger ein Mehrwert- 
steuerpflichtiger ist, unbeschadet anderer Maß- 
nahmen, die der Mitgliedstaat, dem die Steuer 
geschuldet wird, zur Sicherung der Zahlung vor- 
sehen könnte. 

Die in diesen Bestimmungen festgelegten Merkmale 
zur Bestimmung des Ortes der Dienstleistung präju- 
dizieren keineswegs diejenigen, die für die Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs im Sinne der Artikel 59 bis 66 des 
Vertrages benutzt werden. 


Unbeschadet der Vorschriften der Artikel 1 Ziffer 2 
Buchstabe b, Artikel 5, Artikel 6 Buchstabe c, Ar- 
tikel 7 Ziffer 3 und Artikel 10 Ziffer 5, kann jeder 
Mitgliedstaat vorbehaltlich der Konsultation gemäß 


12. (zu Artikel 5 Ziff. 2) 
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Artikel 13 bei der Erhebung der Mehrwertsteuer bei 
der Einfuhr die Erhebungsvorschriften anwenden, die 
für Zölle (einschließlich Abschöpfungen) gelten, wo- 
bei der Charakter der Mehrwertsteuer zu wahren ist. 

13. (zu Artikel 6) 

Der Mitgliedstaat, der die Mehrwertsteuer nur bis 
zur Großhandelsstufe einschließlich erhebt, kann 
vorsehen, daß im Falle des Verkaufs von Gegenstän- 
den durch einen Steuerpflichtigen zu Einzelhandels- 
bedingungen die Besteuerungsgrundlage um einen 
bestimmten Vomhundertsatz gekürzt wird, wobei die 
Besteuerungsgrundlage jedoch nicht niedriger wer- 
den darf als der Einkaufs- und Selbstkostenpreis, 
gegebenenfalls erhöht um den auf den Gegenstand 
entfallenden Betrag an Zöllen (einschließlich Ab- 
schöpfungen), Steuern und Abgaben, mit Ausnahme 
der Mehrwertsteuer, selbst wenn deren Entrichtung 
ausgesetzt worden ist. 

Es bleibt den Mitgliedstaaten überlassen, den Begriff 
„Verkauf von Gegenständen zu Einzelhandelsbedin- 
gungen" nach ihren Begriffen zu bestimmen. 

14. (zu Artikel 6 Buchstabe a) 

Unter dem Ausdruck „Gegenwert" ist alles zu ver- 
stehen, was als Gegenleistung für eine Warenliefe- 
rung oder Dienstleistung aufgewendet wird, mithin 
nicht nur vereinbarte Geldbeträge einschließlich der 
Nebenkosten (Warenumschließung, Beförderung, 
Versicherung usw.), sondern z. B. bei Tauschgeschäf- 
ten auch der Wert der im Tausch übertragenen Ge- 
genstände oder — im Falle einer Beschlagnahme — 
der tatsächlich vereinnahmte Entschädigungsbetrag. 

Der vorstehenden Regelung steht indessen nicht ent- 
gegen, daß ein Mitgliedstaat, der es zur Erreichung j 
einer größeren Wettbewerbsneutralität für erforder- j 
lieh erachtet, von der Besteuerungsgrundlage gege- | 
benenfalls die Nebenkosten, die ab dem in Artikel 3 
Ziffer 3 bestimmten Lieferungsort entstanden sind, 
dadurch ausschließt, daß er diese Kosten als Dienst- 
leistungsentgelt besteuert. 

Die für Rechnung und im Namen des Abnehmers 
vereinnahmten und verausgabten Beträge, die in der 
Buchführung des Lieferers oder Dienstleistenden als 
durchlaufende Posten geführt werden, sind jedoch 
kein Teil der Besteuerungsgrundlage. 

Ebenso können Zölle und andere Abgaben, Steuern 
und dergleichen, die bei der Einfuhr durch Agenten 
und andere Mittelspersonen in Zollangelegenheiten 
einschließlich durch Spediteure in ihrem eigenen 
Namen gezahlt werden, von der Besteuerungsgrund- 
lage der von ihnen erbrachten Dienstleistung ausge- 
nommen werden. 

15. (zu Artikel 6 Buchstabe c) 

Nach Abschaffung der Zölle im innergemeinschaft- 
lichen Verkehr kann jeder Mitgliedstaat bei Einfuh- 
ren von Gegenständen, die unter diesen Verkehr 
fallen, eine Besteuerungsgrundlage anwenden, die 
der für Inlandslieferungen geltenden Besteuerungs- 
grundlage möglichst weitgehend entspricht. 


16. (zu Artikel 7 Ziff. 2) 

In dem Maße, in dem die Bestimmungen dieser Zif- 
fer auf die in Anhang B Punkt 5 aufgeführten Beför- 
derungsleistungen angewendet werden, muß es in 
der Weise geschehen, daß eine gleiche Behandlung 
für die verschiedenen Verkehrsträger sichergestellt 
wird. 

17. (zu Artikel 8 Ziff. 1) 

Die in dieser Bestimmung vorgesehene Befreiung 
stellt nur auf die Lieferung eines unmittelbar expor- 
tierten Gegenstandes ab, d. h. auf die letzte Liefe- 
rung vor der Versendung oder Beförderung des Ge- 
genstandes nach dem Ausland. Die Mitgliedstaaten 
haben jedoch die Möglichkeit, die Befreiung auch 
auf Lieferungen auszudehnen, die auf der vorange- 
gangenen Stufe bewirkt werden. 

18. (zu Artikel 8 Ziff. 3) 

In dem Maße, in dem die Bestimmungen dieser Zif- 
fer auf die in Anhang B Punkt 5 aufgelührten Beför- 
derungsleistungen angewendet werden, muß es in 
der Weise geschehen, daß eine gleiche Behandlung 
für die verschiedenen Verkehrsträger sichergestellt 
wird. 

19. (zu Artikel 9 Ziff. 1 Buchstabe a) 

In den Fällen des Artikels 3 Ziffer 4 zweiter Satz 
und des Artikels 4 Ziffer 4 zweiter Satz können die 
Abzüge nach Erhalt der Rechnung selbst dann vor- 
genommen werden, wenn die Gegenstände noch 
nicht geliefert oder die Dienstleistungen noch nicht 
erbracht worden sind. 

20. (zu Artikel 9 Ziff. 2) 

Die pro rata-Regel wird im Prinzip aufgrund der all- 
gemeinen, d. h. für die Gesamtheit der von einem 
Steuerpflichtigen getätigten Umsätze festgelegten 
pro rata angewendet. Mit Genehmigung der Verwal- 
tung kann einem Steuerpflichtigen jedoch ausnahms- 
weise gestattet werden, besondere, für bestimmte 
Bereiche seiner Tätigkeit festgesetzte pro rata anzu- 
wenden. 

21. (zu Artikel 9 Ziff. 3) 

Jedem Mitgliedstaat ist es jedoch für eine gewisse 
Übergangszeit freigestellt, die Abzüge bei Investi- 
tionsgütern in jährlichen Teilbeträgen vornehmen zu 
lassen (Abzüge pro rata temporis). 

22. (zu Artikel 9 Ziff. 3) 

Es steht den Mitgliedstaaten frei, bestimmte Tole- 
ranzen festzusetzen, um die Zahl der Berichtigungs- 
fälle bei Schwankungen der jährlichen pro rata im 
Verhältnis zur ursprünglichen pro rata, die als 
Grundlage für den Abzug bei Investitionsgütern ge- 
dient hat, zu begrenzen. 
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23. (zu Artikel 9 Ziff. 5) 

Die Mitgliedstaaten können besondere Bestimmun- 
gen treffen, um eventuelle Vorsteuerabzüge vor 
dem Ende des Kalenderjahres an Steuerpflichtige 
zu vergüten, die überwiegend Ausfuhrumsätze tä- 
tigen. 


24. (zu Artikel 10 Ziff. 2) 

Die Mitgliedstaaten werden zwecks Berücksichtigung 
der Sitten und Gebräuche in den verschiedenen Wirt- 
schaftszweigen sowie zwecks Berücksichtigung ihrer 
nationalen Gewohnheiten die Fristen selbst festset- 
zen, binnen welcher die Rechnungen den Käufern zu- 
gestellt werden müssen. 

25. (zu Artikel 10 Ziff. 2) 

Jeder Mitgliedstaat kann in besonderen Fällen Ab- 
weichungen von den in Ziffer 2 Satz 2 enthaltenen 
Bestimmungen vorsehen. Jedoch sollen derartige 
Abweichungen streng begrenzt werden. 

26. (zu Artikel 10 Ziff. 2 Buchstabe d) 

Ungeachtet anderer Maßnahmen der Mitgliedstaaten 
zur Sicherstellung der Steuerzahlung sowie zur Ver- 
meidung von Steuerhinterziehungen ist jede steuer- 
pflichtige oder nichtsteuerpflichtige Person, die auf 
einer Rechnung Mehrwertsteuer ausweist, gehalten, 
den diesbezüglichen Betrag zu entrichten. 

27. (zu Artikel 11) 

In dem Maße, in dem die Bestimmungen dieses Ar- 
tikels auf die in Anhang B Punkt 5 aufgeführten Be- 
förderungsleistungen angewendet werden, muß es in 
der Weise geschehen, daß eine gleiche Behandlung 
für die verschiedenen Verkehrsträger sichergestellt 
wird. 
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Anhang B 

Liste der Dienstleistungen zu Artikel 4 Ziffer 2 


1. Die Übertragung von Patenten, Warenzeichen 
und gleichartigen Rechten, wie auch die Über- 
tragung von Lizenzen betreffend solche Rechte. 

2. Andere als die in Artikel 3 Ziffer 2 Buchstabe f) 
vorgesehenen Arbeiten an körperlichen Gegen- 
ständen, die für Steuerpflichtige durchgeführt 
werden. 

3. Dienstleistungen zur Vorbereitung oder zur 
Sicherung der Durchführung von Bauarbeiten, 
z. B. die Leistungen von Architekten, Bauauf- 
sichtsbüros usw. 

4. Leistungen auf dem Gebiet der Wirtschafts- 
werbung. 

5. Die Beförderung und Lagerung von Gegenstän- 
den sowie Nebenleistungen. 

b. Die Vermietung von beweglichen körperlichen 
Gegenständen an Steuerpflichtige. 

7. Die Zurverfügungstellung von Arbeitskräften 
an Steuerpflichtige. 

B. Für Steuerpflichtige ausgeführte Bankgeschäfte. 

9. Leistungen, die von Beratern, Ingenieuren, 
Planungsbüros und ähnlichen Stellen auf tech- 
nischem, wirtschaftlichem und wissenschaft- 
lichem Gebiet erbracht werden. 

10. Dienstleistungen, die in der Ausführung einer 
Verpflichtung bestehen, eine unternehmerische 
Tätigkeit oder ein in dieser Liste aufgeführtes 
Recht ganz oder teilweise nicht auszuüben. 

11. Die Leistungen von Maklern, selbständigen 
Vermittlern und Mandelsagenten sowie Spedi- 
teuren, die mit Umsätzen von Gegenständen 
oder in dieser Liste genannten Dienstleistungen 
in Zusammenhang stehen. 
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Begründung 


I. Bedeutung und Ziele dieses Richtlinienvorschlags i 

Die Kommission der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft hat unter Berufung auf Artikel 99 des 
Rom-Vertrages am 5. November 1962 dem Rat einen 
ersten Vorschlag einer Richtlinie zur Harmonisie- 
rung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten be- 
treffend die Umsatzsteuern vorgelegt. Dieser Vor- 
schlag wurde etwas geändert, um einigen vom Euro- 
päischen Parlament und vom Wirtschafts- und So- 
zialausschuß zum Ausdruck gebrachten Änderungs- 
wünschen Rechnung zu tragen. Der geänderte Vor- 
schlag wurde dem Rat am 12. Juni 1964 unterbrei- 
tet 2 ). Er sieht die Etappen vor, die auf diesem steuer- 
lichen Gebiet durchlaufen werden müssen, um einen 
gesunden Wettbewerb zu gewährleisten und um die 
Errichtung eines gemeinsamen Marktes mit den 
Wesenszügen eines Binnenmarktes zu ermöglichen. 

Es ist beabsichtigt, in einer ersten Etappe die gegen- 
wärtig geltenden Systeme durch ein gemeinsames 
Mehrwertsteuersystem zu ersetzen. Die Gesetze, 
mit denen die Mehrwertsteuer durch die nationalen 
Parlamente eingeführt wird, sollen obligatorisch vor 
dem 31. Dezember 1967 angenommen und verkün- 
det werden, wohingegen die Inkraftsetzung bis 
zum 31. Dezember 1969 hinausgezögert werden 
kann. 

In der zweiten Etappe soll mit der Abschaffung der 
Steuergrenzen zwischen den Mitgliedstaaten das 
Endziel der Harmonisierung erreicht werden. Zur 
Verwirklichung dieses Zieles soll die Kommission 
vor dem Ende des Jahres 1968 Vorschläge unter- 
breiten, die aufzeigen, auf welche Art und innerhalb 
welcher Frist die Abschaffung der Steuergrenzen 
erfolgt sein soll. 

Zur gleichen Zeit, in der die Kommission dem Rat 
diesen geänderten Vorschlag einer ersten Richtlinie 
vorgelegt hat, hat sie eine Stellungnahme über 
Struktur und Anwendungsmodalitäten eines gemein- 
samen Mehrwertsteuersystems 3 ) angenommen und 
an die Mitgliedstaaten gerichtet. Diese Stellung- 
nahme wurde abgegeben, um den Mitgliedstaaten 
die Möglichkeit zu geben, die Struktur und die An- 
wendungsmodalitäten des gemeinsamen Mehrwert- 
steuersystems mindestens in seinen großen Linien 
kennenzulernen, damit sie eine Entscheidung in vol- 
ler Kenntnis des vorgeschlagenen gemeinsamen 
Systems treffen können. 

Die Kommission legt nunmehr gemäß Artikel 3 der 
ersten Richtlinie einen Vorschlag einer zweiten 
Richtlinie betreffend Struktur und Anwendungs- 
modalitäten des gemeinsamen Mehrwertsteuer- 
systems vor. In diese zweite Richtlinie ist die vor- 
genannte, an einigen Punkten ergänzte und biswei- 

*) vgl. Dokument 1527/62 (ECO 32) 

2 ) vgl. Dokument R/571/64 (ECO 26) 

3 ) vgl. Dokument IV/KOM (64) 191 endg. 


len geänderte Stellungnahme der Kommission über- 
nommen worden. 

Die mit der Einführung des gemeinsamen Mehr- 
wertsteuersystems angestrebten zwei Ziele sind 
einerseits die Herstellung einer weitgehenden Wett- 
bewerbsneutralität sowohl auf nationaler als auch 
innergemeinschaftlichcr Ebene sowie andererseits 
die Verwirklichung einer der Vorbedingungen zur 
Abschaffung der Steuergrenzen. Zur Erleichterung 
dieser Abschaffung der Steuergrenzen wurden mög- 
lichst umfassende gemeinsame Anwendungsmodali- 
täten aufgestellt, damit die Mitgliedstaaten die Mög- 
lichkeit haben, in einem Zuge Rechtsvorschriften 
einzuführen, die derartig harmonisiert sind, daß die 
Verwirklichung des Endziels grundsätzlich keine 
weitgehenden Änderungen dieser Rechtsvorschrif- 
ten, sondern nur besonders die Steuersätze und Be- 
freiungen betreffende Anpassungen nach sich ziehen 
soll. 

Diese Richtlinie schlägt also eine Umsatzsteuer- 
harinonisierung vor, die gemäß den Vorschriften in 
Artikel 99 des Vertrages im Interesse des Gemein- 
samen Marktes liegt. Sie legt den Mitgliedstaaten 
aufzuerlegende Gemeinschaftsregelungen nur in dem 
Maße vor, in dem sich dies für die Errichtung und 
das gute Fuktionieren des Gemeinsamen Marktes 
als unerläßlich erwiesen hat. 

Die Bestimmungen in dieser zweiten Richtlinie sind 
gemäß Artikel 189 Absatz 3 des Rom-Vertrages für 
die Mitgliedstaaten hinsichtlich des zu erreichenden 
Zieles verbindlich. Folglich sind die vorgeschlagenen 
Texte nicht notwendigerweise wörtlich in die natio- 
nalen Rechtsvorschriften zu übernehmen. Jedoch er- 
scheint es außerordentlich nützlich, die Mitglied- 
staaten aufzufordern, den vorgeschlagenen Texten 
in ihren Rechtsvorschriften so eng wie möglich zu 
folgen, denn auf diese Art würden spätere Aus- 
legungsschwierigkeiten zum großen Teil vermieden 
und auf dem Gebiet der zu harmonisierenden 
Steuern bereits bestimmte Grundlagen gemeinschaft- 
lichen Rechts übernommen. 

Aufgrund der Tatsache der vorläufigen Beibehal- 
tung der Steuergrenzen gestattet diese zweite Richt- 
linie, bestimmte Unterschiede in den Anwendungs- 
modalitäten der Mehrwertsteuer in den Mitglied- 
staaten noch bestehen zu lassen. Bei einer späteren 
Ausarbeitung der Vorschläge für eine dritte Richt- 
linie, die die Abschaffung der Steuergrenzen mög- 
lich machen soll, muß geprüft werden, in welchem 
Umfang diese Unterschiede in den Anwendungs- 
modalitäten obligatorisch verschwinden sollten oder 
ob bestimmte Divergenzen gegebenenfalls noch zu- 
gelassen werden können. 

Schon jetzt ist es gewiß, daß die Bestimmungen 
dieser Richtlinie hinsichtlich der folgenden Punkte 
geändert oder ergänzt werden müssen: 
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— der Anwendungsbereich der Mehrwertsteuer muß 
auf das gesamte Gebiet des Gemeinsamen Mark- 
tes 4 ) ausgedehnt werden; daraus ergibt sich, daß 
die Besteuerung der Einfuhr 5 ) und die Befreiung 
der Ausfuhr 6 ) im Warenaustausch zwischen den 
Mitgliedstaaten nicht mehr durchgeführt werden; 

— die Bestimmung der Steuersätze 7 ) und der Be- 
freiungen 8 ) muß in gemeinschaftlichem Einver- 
nehmen geregelt werden. 

Unter den Fällen, in denen Veranlassung besteht, 
die Möglichkeiten zu überprüfen, im Rahmen einer 
dritten Richtlinie eine weitergehende oder vollstän- 
digere Harmonisierung durchzuführen, können ge- 
nannt werden: 

— die Freiheit der Mitgliedstaaten, den Anwen- 
dungsbereich der Mehrwertsteuer bis auf den 
Großhandel einschließlich 9 ) zu beschränken; 

— die Erweiterung der Liste, die die Dienstleistun- 
gen aufzählt, die der Gemeinschaftsregelung 
unterliegen 10 * ) ; 

— die Bestimmung des Ortes an dem eine Dienst- 
leistung als erbracht angesehen wird n ); 

— die Freiheit der Mitgliedstaaten, auf Kleinunter- 
nehmen eine Sonderregelung anzuwenden 12 ). 


II. Struktur und Leitgedanken des gemeinsamen 
Mehrwertsteuersystems 

Das gemeinsame Mehrwertsteuersystem wurde als 
eine allgemeine Verbrauchsteuer angesehen, die 
darauf abzielt, letztlich die Verbrauchsausgaben zu 
besteuern, wobei jede Steuerkumulierung vermieden 
wird und grundsätzlich die gleichen wirtschaftlichen 
Auswirkungen eintreten, wie sie sich ergeben wür- 
den, wenn auf der letzten Stufe des Anwendungs- 
bereichs der Mehrwertsteuer eine Einphasensteuer 
angewendet würde. 

Zur Bezeichnung des Charakters dieser Steuer hat 
die Kommission in den Artikel 2 des Vorschlags der 
ersten Richtlinie bereits einen Begriff der Mehrwert- 
steuer eingearbeitet. Aus dieser Begriffsbestimmung 
geht hervor, daß die Steuer aus technischen Gründen 
auf allen Wirtschaftsstufen, die in ihren Anwen- 
dungsbereich fallen, nach der Methode der fraktio- 
nierten Zahlungen angewendet wird und so auf 
jeder Stufe den auf der jeweiligen Stufe zugefügten 
Wert nach der Methode des Vorsteuerabzugs er- 
faßt. Die Mehrwertsteuer soll also überwälzt wer- 
den, damit die Steuer letztlich den Verbraucher be- 
lastet, die einzige Person, auf die diese Besteue- 


4 ) vgl. Artikel 1 

"’) vgl. Artikel 1 in Verbindung mit Artikel 5 

(i ) vgl. Artikel 8 Ziffer 1 und 2 

7 ) vgl. Artikel 7 

h ) vgl. Artikel 8 Ziffer 3 

°) vgl. Artikel 2 der ersten Richtlinie in Verbindung mit 
Anhang A, Punkt 2 a. E., der vorliegenden Richtlinie 

10 ) vgl. Artikel 4 Ziffer 2 

n ) vgl. Artikel 4 Ziffer 3 

12 ) vgl. Artikel 1 1 


rungsmethode abzielt. Diese gesuchte und gewollte 
Überwälzung wird durch die Möglichkeit erleichtert, 
die Steuer auf jeder Produktions- und Verteilerstufe 
genau und bequem zu errechnen. 

Eine solche Mehrwertsteuer muß, damit sie so 
sauber und in wettbewerblicher Hinsicht so neutral 
wie möglich ist, notwendigerweise eine vollständige 
allgemeine Anwendung anstreben. Sie muß grund- 
sätzlich alle wirtschaftlichen Tätigkeiten (Erzeugung, 
Verteilung einschließlich des Einzelhandels, Dienst- 
leistungen) umfassen und so weit wie möglich Be- 
freiungen vermeiden. Andererseits muß die Erhe- 
bung dieser Steuer auf alle Stufen des Wirtschafts- 
ablaufs aufgeteilt werden. 

Eine derartig weite Anwendung des Systems gestat- 
tet, die Steuer auf einfachste Art und Weise zu er- 
heben und einen minder hohen allgemeinen Steuer- 
satz festzusetzen. In dieser Konzeption werden tat- 
sächlich die Fälle von gemischten Unternehmen 
(Unternehmen, die teils der Steuer unterliegen und 
sich teils außerhalb des Anwendungsbereichs der 
Steuer befinden, woraus sich ein Problem der Fest- 
setzung der Vorsteuerabzüge ergibt, die nur den 
steuerbaren Tätigkeiten Vorbehalten sind — Pro- 
blem der „pro rata") sehr verringert und stellen 
keine schwierigen Probleme mehr. Wenn die Mehr- 
wertsteuer nach der Großhandelsstufe nicht mehr 
angewendet wird, könnten jedoch verschiedene 
Schwierigkeiten auftauchen, und zwar besonders: 

— die Notwendigkeit, die durch Einzelhändler und 
die durch steuerpflichtige Personen bewirkten 
Lieferungen voneinander abzugrenzen, woraus 
sich technische und juristische Schwierigkeiten 
ergeben könnten; 

— wenn Fälle von gemischten Unternehmen Vor- 
kommen, bei denen sich Fälle von „pro rata" 
ergeben; 

— die Tendenz, gewisse Funktionen des Großhan- 
dels und folglich die entsprechenden zugefügten 
Werte der Großhandelsstufe auf die befreite Ein- 
zelhandelsstufe zu verlagern, was die Wettbe- 
werbsneutralität zum Schaden des Großhandels 
berühren würde. 

Bei einem gemeinsamen Mehrwertsteuersystem, das 
die gleichen wirtschaftlichen Auswirkungen hat wie 
eine am Schluß ihres Anwendungsbereichs erhobene 
Einphasensteuer, muß vermieden werden, daß die 
technischen Mittel der Erhebung durch fraktionierte 
Zahlungen nicht entgegengesetzte Wirkungen haben 
als die gesuchten. Deshalb muß das System der Vor- 
steuerabzüge so weit wie möglich ausgedehnt sein, 
ausgenommen selbstverständlich wenn gewisse Ein- 
schränkungen zur Vermeidung eventuellen Miß- 
brauchs festgesetzt werden sollen. Um diesen Zielen 
zu entsprechen, wurde andererseits vorgesehen, daß 
die Vorsteuerabzüge grundsätzlich sofort und voll- 
ständig ohne zeitliche Verschiebung durchgeführt 
werden, damit dem Steuerpflichtigen keine Steuer- 
vorauszahlung aufgebürdet wird. Aus den gleichen 
Gründen wurde auch vorgesehen, den Überschuß zu 
vergüten, der sich ergibt, wenn der Betrag der Vor- 
steuerabzüge den nach dem Umsatz errechneten 
Mehrwertsteuerbetrag übersteigt. Aus Verwaltungs- 
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gründen werden jedoch diese Vergütungen nur ein- 
mal am Schluß des Kalenderjahres bewirkt.. 

Die Falle einer Sperre („butoir"), die bei der nor- 
malen Anwendung der Steuer ein Hindernis dar- 
stellen, wurden allgemein abgeschafft. 

So wie es gefaßt wurde, berücksichtigt das gemein- 
same Mehrwertsteuersystem letztlich die Wettbe- 
werbsneutralität am meisten und vermeidet, durch 
seine weite Anwendung eine große Anzahl tech- 
nischer Schwierigkeiten. 


III. Erläuterungen hinsichtlich bestimmter Vorschrif- 
ten des vorgeschlagenen gemeinsamen Mehrwert- 
steuersysiems 

Zu Artikel 1 

Die Unterscheidung der steuerbaren Vorgänge in ! 
Lieferungen von Gegenständen, Leistung von Dien- ! 
sten und Einfuhr von Gegenständen, wie sie in den I 
derzeitigen Rechtsvorschriften gemacht wird, hat sich ! 
auch für das gemeinsame Mehrwertsteuersystem als 
zweckmäßig herausgestellt. 

Während die Lieferungen von Gegenständen und 
die Dienstleistungen nur steuerbar sind, wenn sie ; 
von einer Person mit den in Artikel 2 genannten 
Eigenschaften bewirkt werden, unterliegen die Ein- 
fuhren der Besteuerung ohne Rücksicht auf die 
Eigenschaft des Importeurs. 

Da. die Lieferungen von Gegenständen und die 
Dienstleistungen der Mehrwertsteuer — entspre- 
chend ihrem Verbrauchsteuercharakter — nur unter- 
liegen, wenn sie im Inland bewirkt werden, bestimmt 
Artikel 1 Ziffer 3 das Anwendungsgebiet der Mehr- 
wertsteuer. Diese Bestimmung ist auch für die An- 
wendung der Steuer auf die Einfuhr (vergleiche ! 
Artikel 5) ebenso wie für die Befreiung bei der j 
Ausfuhr (vergleiche Artikel 8 Ziffer 1 und 2) be- 
deutsam. Daraus ergibt sich, daß jeder Mitglied- 
staat das Gebiet bestimmen muß, auf dem die von 
ihm erhobene Mehrwertsteuer anwendbar ist, und 
zwar derart, daß dieses Gebiet mit seinem Hoheits- 
gebiet als Ganzem übereinstimmt. Die Möglichkeit, 
von dieser allgemeinen Regel abzuweichen, wie es 
in Punkt 1 des Anhangs A vorgesehen ist, be- 
zweckt, den Mitgliedstaaten zu gestatten, gewisse 
traditionelle Regelungen, wie Freihäfen, Zollager, 
bestimmte Teile ihres Landes, die im Rahmen der 
Regionalpolitik eine Sonderstellung einnehmen, 
usw,, unter dem Vorbehalt vorheriger Konsultati- 
onen beizubehalten. 

Die Konsultationen, die in Punkt 2 letzter Absatz 
des Anhangs A für den Fall vorgesehen sind, in 
dem ein Mitgliedstaat beabsichtigt, die Stufe des 
Einzelhandels aus dem Anwendungsbereich der 
Mehrwertsteuer auszuschließen, stellen besonders j 
darauf ab, prüfen zu können, ob die Bestimmung | 
dieser Stufe in den gewollten Grenzen bleibt. 


Zu Artikel 2 

Nach den in gewissen Mitgliedstaaten gegenwärtig 
geltenden Rechtsvorschriften werden Personen, die 
in juristischer Hinsicht unabhängig, aber unter sich 
durch wirtschaftliche, finanzielle und organisato- 
rische Beziehungen organisch verbunden sind, als 
ein einziger Steuerpflichtiger angesehen, so daß 
zwischen ihnen bewirkte Umsätze im allgemeinen 
keine steuerbaren Vorgänge darstellen. Nach dieser 
Konzeption werden also Unternehmen, die eine 
„Organschaft" bilden, denselben steuerlichen Bedin- 
gungen unterstellt, wie ein integriertes Unterneh- 
men, das eine einzige juristische Person darstellt. 

Zu bemerken ist, daß, wenn das Mehrwertsteuer- 
system sauber angewendet wird, die vorgenannte 
steuerliche Regelung keine Vorteile in wettbewerb- 
licher Hinsicht gegenüber einer steuerlichen Rege- 
lung bietet, die die Einzelunternehmen der „Organ- 
schaft" als getrennte Steuerpflichtige behandelt. 

Unter diesen Umständen scheinen keine größeren 
Nachteile vorhanden zu sein, wenn bestimmte Mit- 
gliedstaaten weiterhin die „Organschaft" als einen 
einzigen Steuerpflichtigen ansehen, während andere 
dies nicht tun. Jedoch muß im ersten Fall der in 
Betracht kommende Mitgliedstaat vorherige Kon- 
sultationen durchführen, um prüfen zu lassen, ob die 
empfohlene Regelung keine Wettbewerbsstörungen 
zwischen den Mitgliedstaaten hervorruft. 

Zu Artikel 3 
Ziffer 1 

Der Begriff der Lieferung eines Gegenstandes ist 
derart weit, daß er u. a. auch die Übertragung von 
unbeweglichen Gegenständen sowie die Lieferungen 
von Gebrauchtwaren umfaßt. Ein Mitgliedstaat, der 
aus besonderen Gründen diese Umsätze nicht zu 
besteuern wünscht, hat jedoch bis zur Abschaffung 
der Steuergrenzen die Möglichkeit, sie durch An- 
wendung des Artikels 8 Ziffer 3 zu befreien. 

Artikel 3 Ziffer 2 Buchstabe d 

Aus der in Punkt 6 des Anhangs A gegebenen Er- 
läuterung ergibt sich, daß diese Bestimmung nur in 
dem Fall angewendet werden soll, in dem die Be- 
steuerung zu einem praktischen Ergebnis führt. Dies 
ist z. B. nicht der Fall, wenn der verwendete Gegen- 
stand als Rohstoff oder Halbfertigerzeugnis zur Her- 
stellung eines Gegenstandes dient, der der Besteue- 
rung unterliegt. Hinsichtlich der Verwendung von 
ursprünglich für Zwecke des Unternehmens gekauf- 
ten Gegenständen, wodurch das Recht auf Vor- 
steuerabzug entstanden ist, die aber in der Folge 
für andere Zwecke verwendet wurden, ergibt sich 
auch nicht die Notwendigkeit einer Besteuerung als 
„Lieferung an sich selbst", da es in diesem Fall 
zweckmäßiger sein kann, einen Vorsteuerabzug zu 
verweigern oder eine Berichtigung vorzunehmen, 
wenn der Vorsteuerabzug bereits vorgenommen 
worden ist. 

Unter diesen Umständen kann jeder Milgliedstaat 
nach den nationalen Sitten und Gebräuchen die 
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Fälle bestimmen, in denen er den Artikel 3 Ziffer 2 
Buchstabe d praktisch anwenden will, selbstver- 
ständlich unter dem Vorbehalt, daß die Gleichmäßig- 
keit der Besteuerung tatsächlich gewährleistet ist. 


Artikel 3 Ziffer 2 Buchstabe e 

Aus dieser Bestimmung ergibt sich, daß im Fall des 
Verkaufs oder Einkaufs durch Einschaltung eines 
Kommissionärs oder durch eine andere Mittelsper- 
son, die in ihrem eigenen Namen oder unter ihrem 
Firmennamen handelt, immer zwei steuerbare Liefe- 
rungen vorhanden sind, selbst wenn der Gegenstand 
des Umsatzes unmittelbar durch den ersten Ver- 
käufer an den letzten Käufer übergeben wird. Daher 
bewirkt im Fall einer Verkaufskommission der Kom- 
mittent eine steuerliche Lieferung an den Kommis- 
sionär und der Kommissionär an die dritte Person 
(Käufer). Im Fall einer Einkaufskommission bewirkt 
die dritte Person (Verkäufer) eine steuerbare Liefe- 
rung an den Kommissionär und dieser ebenfalls eine 
steuerbare Lieferung an seinen Kommittenten. 

Wenn die Mittelsperson nicht in ihrem eigenen 
Namen tätig wird (z. B. Makler), bewirkt diese keine 
Lieferung, sondern eine Dienstleistung, bei der die 
erhaltene Maklergebühr zu versteuern ist. 


Artikel 3 Ziffer 2 Buchstabe f 

Diese Bestimmung erstreckt sich nur auf Veredlungs- 
arbeiten, die die Verarbeitung oder Umarbeitung 
eines beweglichen Gegenstandes oder einen anderen 
Produktionsvorgang an einem solchen Gegenstand 
einschließen. Andere Arbeiten, wie z. 13. eine ein- 
fache Reparatur, eine Reinigung usw., stellen dem- 
nach keine Lieferung sondern eine Dienstleistung 
dar. 


Artikel 3 Ziffer 3 

Die in dieser Ziffer gegebene Begriffsbestimmung 
des Ortes der Lieferung präjudiziert in keiner Weise 
die in Artikel 3 Ziffer 4 gegebene Bestimmung über 
den Steuertatbestand, noch die in Artikel 6 gegebene 
Bestimmung über die Zusammensetzung der Be- 
steuerungsgrundlage. 


Zu Artikel 4 
Ziffer 2 

Obwohl grundsätzlich eine allgemeine Anwendung 
der Steuer vorgesehen ist, die alle Dienstleistungen 
umfaßt, scheint jedoch eine Harmonisierung für 
Dienstleistungen, die nur örtliche Bedeutung haben, 
nicht unerläßlich, denn eine unterschiedliche steuer- 
liche Behandlung ist in diesen Fällen nicht geeignet, 
Störungen der Wettbewerbsbedingungen zwischen 
den Mitgliedstaaten nach sich zu ziehen. Es wurde 
folglich für zweckmäßig gehalten, die auf diese 
große Gruppe von Diensten anzuwendende Regelung 
den Mitgliedstaaten zu überlassen. 


Demgegenüber werden die Vorschriften dieser Richt- 
linie auf in der Liste des Anhangs B genannte 
Dienstleistungen angewendet, die vor allem Dienst- 
Rüstungen betreffen, deren Kosten unmittelbar oder 
mittelbar in bemerkenswerter Weise den Preis von 
Gütern beeinflussen. 

Diese Liste wurde auf ziemlich einschränkende Art 
aufgestellt. Tatsächlich ist es nicht notwendig, wäh- 
rend des Zeitraums, in dem die Steuergrenzen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten noch bestehen, zu streng 
zu sein. Bei Gelegenheit der Ausarbeitung der Vor- 
schläge für die Abschaffung der Sleuergrenzen wird 
Veranlassung gegeben sein, die Liste erneut durch- 
zusehen, wobei den inzwischen gemachten Erfahrun- 
gen Rechnung getragen werden kann. 

Die Anwendung des Gemeinschaftssystems auf diese 
Dienstleistungen schließt ein, daß sie auf Grund 
des Artikels 7 Ziffer 1 zum normalen Satz besteuert 
werden müssen. Aber dieser Grundsatz beeinträch- 
tigt nicht die Möglichkeit, daß jeder Mitgliedstaat 
auf bestimmte dieser Dienstleistungen aus beson- 
deren Gründen ermäßigte Steuersätze (vergleiche 
Artikel 7 Ziffer 2) anwenden kann. In Anbetracht 
der Wichtigkeit der Begrenzung, wenn nicht sogar 
völligen Vermeidung von Befreiungen in einem 
Mehrwertsteuersystem, ist es sehr empfehlenswert, 
daß die Mitgliedstaaten auf die im Anhang B (ver- 
gleiche Punkt 10 des Anhangs A) genannten Dienste 
grundsätzlich keine Befreiungen anwenden. 

In der Liste des Anhangs B hätten die Versiche- 
rungsleistungen wie auch diejenigen der Vermie- 
tung und Verpachtung von unbeweglichen Gegen- 
ständen sogleich erwähnt werden können. Diese 
beiden Gruppen von Dienstleistungen sind jedoch 
aus folgenden Gründen noch zurückgestellt worden. 
Hinsichtlich der Versicherungsleistungen wurde es 
für zweckmäßig gehalten, die Ergebnisse von lau- 
fenden Untersuchungen über eine Harmonisierung 
der auf sie anwendbaren spezifischen Steuern und 
Stempelabgaben abzuwarten. Was die Vermietung 
und Verpachtung unbeweglicher Gegenstände an- 
geht, wird die steuerliche Behandlung solcher 
Dienste auf Gemeinschaftsebene von der gemein- 
schaftlichen steuerlichen Regelung abhängen, die 
später für Übertragungen unbeweglicher Gegen- 
stände und für Lieferungen von Gebrauchtgegen- 
ständen vorgesehen wird. Indessen wird eine Rege- 
lung, wie oben dargestellt (vergleiche zu Artikel 3), 
für die Übergangszeit noch von Entscheidungen ab- 
hängen, die jeder Mitgliedstaat selbst zu treffen 
hat. 

Artikel 4 Ziffer 3 

Auf Grund des Artikels 1 Ziffer 2 sind Dienstlei- 
stungen der Mehrwertsteuer nur unterworfen, 
wenn sie im Inland erbracht werden. Damit diese 
Regelung angewendet werden kann, ist es unum- 
gänglich, eine klare Begriffsbestimmung des Ortes 
aufzustellen, an dem die Dienstleistung erbracht 
wird. 

Es darf daran erinnert werden, daß die in die vor- 
liegende Richtlinie zu übernehmende Begriffsbe- 
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(Stimmung während eines Zeitraums angewendet 
werden soll, in dem die Steuergrenzen zwischen den 
Mitgliedstaaten noch fortbestehen. Dieser Umstand 
stellt tatsächlich bestimmte besondere Anforderun- 
gen, die ihre Bedeutung im Zeitpunkt der Beseiti- 
gung der Steuergrenzen verlieren, da die vorge- 
schlagene Begriffsbestimmung dann revidiert und 
bei Ausarbeitung der dritten Richtlinie sogar ver- 
einfacht werden muß. 

In der vorgeschlagenen Begriffsbestimmung wurden 
soweit wie möglich folgende Merkmale berück- 
sichtigt: 

1. Vermeidung der Fälle einer Doppelbesteuerung 
oder einer Nichtbesteuerung; 

2. Gewährleistung der Wettbewerbsneutralität; 

3. Berücksichtigung des Charakters der Mehrwert- 
steuer als einer Verbrauchsteuer; 

4. praktische Anwendbarkeit der Begriffsbestim- 
mung, die nicht mit unüberwindlichen techni- 
schen Schwierigkeiten verbunden sein darf. 

Die unter Punkt 1 und Punkt 2 behandelten Merk- 
male haben vor allem eine ganz besondere Bedeu- 
tung für den Dienstleistungsverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten. Eine Lösung mit der Wirkung, 
nach welcher eine Dienstleistung an einen Steuer- 
pflichtigen eines bestimmten Mitgliedstaates bei 
einem anderen Mitgliedstaat mehrwertsteuerpflich- 
tig ist, würde zu einer Doppelbesteuerung führen, 
da der Empfänger der Dienstleistung, wenigstens i 
solange die Steuergrenzen fortbestehen, nicht die j 
Möglichkeit hat, die in einem anderen Mitglied- I 
Staat bezahlte Steuer auf seine Mehrwertsteuer in 
Anrechnung zu bringen. 

Deshalb bestimmt Artikel 4 Ziffer 3, daß der Ort der 
Dienstleistung grundsätzlich auf den Ort verlegt 
wird, an dem der erbrachte Dienst verwendet oder 
ausgewertet wird. 

Um jedoch die Gefahren einer Nichtbesteuerung, 
die sich in den Fällen ergeben kann, in denen die 
Dienste in einem anderen Land als dem des Dienst- 
leistenden ausgenutzt werden, und um die Beach- 
tung der vorgesehenen Regelung zu gewährleisten, 
wird in Punkt 11 des Anhangs A bestimmt, daß der 
Dienstleistende der Mehrwertsteuer seines Landes 
unterworfen werden kann, wenn er nicht den Be- 
weis erbringt, daß die geschuldete Steuer im Mit- 
gliedstaat seines Kunden bezahlt worden ist. Dar- 
über hinaus bezeichnet der letzte Absatz von 
Punkt 11 noch andere mögliche Mittel, um die Be- 
zahlung der Steuer in dem Land zu gewährleisten, 
in dem sie geschuldet wird. 

Weiterhin sind andere Bestimmungen in Punkt 11 
des Anhangs A vorgesehen: 

— zuerst eine Vorschrift, die genauer festlegt, daß 
es Sache des Dienstleistenden ist, den Beweis 
zu erbringen, daß die Steuer in seinem Wohn- 
sitzstaat nicht geschuldet wird; 

— dann Vorschriften, die eine Auslegungsregel hin- 
sichtlich der Reparaturen und anderer an einem j 
Gegenstand ausgeführter Arbeiten geben, ferner 
auch eine Auslegungsregel bezüglich der Be- | 


förderungsleistungen, denn in diesen Bereichen 
tauchen Probleme auf, bei denen verschiedene 
Entscheidungen möglich sein könnten; 

— schließlich sind Abweichungen für Dienstleistun- 
gen der Makler usw. sowie der Dienstleistungen 
für Werbung, die bei innergemeinschaftlichen 
Beziehungen erbracht werden, aus folgenden 
Gründen gerechtfertigt: 

Hinsichtlich der Makler usw. ist es besonders 
schwierig, eine gleiche Regelung aufzustellen, 
um ihre Dienste an den Ort der Verwendung 
oder Auswertung zu verlegen, da die von diesen 
Personen erbrachten Dienstleistungen eine große 
Mannigfaltigkeit aufweisen. Vor allem um eine 
leichte Erhebung der Steuer zu ermöglichen, 
schien es zweckmäßig, den Ort dieser Dienst- 
leistungen auf den Ort der Betriebsstätte fest- 
zulegen, in der die Dienstleistung ganz oder 
überwiegend getätigt wird. In dem Maße, in 
dem der Dienst außerhalb des Landes, in 
dem der Dienst getätigt wird, als verwendet 
oder ausgewertet angesehen werden kann, ver- 
fügt dieses Land über die Möglichkeit, eine Be- 
freiung nach Maßgabe des Artikels 8 Ziffer 2 
oder 3 zu gewähren, unter dem Vorbehalt, daß 
gegebenenfalls Maßnahmen vorzusehen sind, 
um eine Nichtbesteuerung im innergemeinschaft- 
lichen Dienstleistungsverkehr zu vermeiden. 

Hinsichtlich der Dienstleistungen, die die Wer- 
bung betreffen und die sich auf das Gebiet der 
Gemeinschaft erstrecken, ist die Regel einer Be- 
steuerung in dem Lande, in dem die Betriebs- 
stätte belegen ist, für deren Rechnung die 
Dienstleistung begehrt wird, insbesondere auf 
die Erwägung gegründet, daß damit der Abzug 
von Steuern ermöglicht würde, die auf solchen 
bisweilen sehr bedeutenden Ausgaben lasten. 
Diese Regelung fällt übrigens oft mit der An- 
wendung der normalen Regelung zusammen. 
Wenn Werbungsdienstleistungen für Rechnung 
einer Betriebsstätte erbracht werden, die in 
einem Drittland belegen ist, können die Mit- 
gliedstaaten selbstverständlich eine Befreiung 
nach Maßgabe des Artikels 8 Ziffer 3 in Aus- 
sicht nehmen. 

Zu Artikel 7 

Bis zur Beseitigung der Steuergrenzen sind die Mit- 
gliedstaaten nicht verpflichtet zu harmonisieren. Es 
schien jedoch erforderlich, schon jetzt bestimmte 
Regeln für die Aufstellung der Sätze vorzusehen, 
um technische Komplikationen zu vermeiden und 
die Lage für die Zeit nach der Beseitigung der 
Steuergrenzen vorzubereiten. 

Aus dieser Sicht wurde unter Ziffer 1 ein einheit- 
licher Normalsatz für Lieferungen und Dienstlei- 
stungen vorgesehen. Es darf bemerkt werden, daß 
der Ausdruck „Normalsatz" bereits besagt, daß es 
nicht ausgeschlossen ist, auf bestimmte Umsätze er- 
mäßigte oder erhöhte Sätze gemäß Ziffer 2 anzu- 
wenden. 

Bezüglich der ermäßigten Sätze sieht Ziffer 2 vor, 
daß diese so berechnet werden müssen, daß Vor- 
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steuern durch die Abzüge normalerweise absorbiert 
werden können. Diese Vorschrift ist als ein allge- 
meiner Leitsatz anzusehen, dessen Rechtfertigung 
sich aus der Zweckmäßigkeit ergibt, Fällen vorzu- 
beugen, in denen ständige Vergütungsforderungen 
die Normalregel zu werden drohen. Diese Vorschrift 
steht in Wechselbeziehung zu der in Artikel 9 
Ziffer 2 vorgesehenen Regelung. 

Zu Artikel 8 
Ziffer 1 

Aus Artikel 1 Ziffer 2 und Artikel 3 Ziffer 3 dieser 
Richtlinie ergibt sich, daß eine Warenlieferung nach 
dem Ausland einen steuerbaren Umsatz darstellt, 
der Grundsatz der Besteuerung im Bestimmungs- 
land jedoch ihre Befreiung verlangt. 

Artikel 8 Ziffer 2 

Diese Bestimmung wurde als Kann-Vorschrift abge- 
faßt, da die Mitgliedstaaten es vorziehen könnten, 
die Entlastung von der Mehrwertsteuer in bestimm- 
ten Fällen auf dem Wege über den Abzug der auf 
die in Betracht kommenden Dienstleistungen erho- 
benen Mehrwertsteuer vorzunehmen. 

Artikel 8 Ziffer 3 

Obwohl jeder Mitgliedstaat bis zur Beseitigung der 
Steuergrenzen die Möglichkeit hat, die Befreiungen 
über die in Ziffer 1 und 2 vorgesehenen hinaus zu 
bestimmen, muß wiederholt werden, daß es sehr 
wünschenswert ist, die Zahl der Befreiungen aufs 
Äußerste zu beschränken. Das Verfahren vorheriger 
Konsultationen zu diesem Gegenstand ist besonders 
aus der Sorge vorgesehen, beträchtliche Divergen- 
zen auf dem Gebiet der Befreiungen weitestmöglich 
zu vermeiden und um schon jetzt die spätere An- 
näherung zu erleichtern. 

Zu Artikel 9 
Ziffer 1 

Grundsätzlich soll die Mehrwertsteuer jede Steuer- 
kumulierung vermeiden und so eine möglichst 
große Wettbewerbsneutralität erzielen. Deshalb 
sollte das System der Vorsteuerabzüge möglichst 
weit ausgedehnt sein, wobei nur gewisse Begren- 
zungen vorzusehen wären, um etwaige Mißbräuche 
zu vermeiden (vergleiche unten Ziffer 4). 

Artikel 9 Ziffer 2 

In diesem Absatz ist vorgesehen, daß die Abzüge 
der auf der Vorstufe erhobenen Steuer nicht zu- 
lässig sind, wenn es sich um nicht steuerbare Um- 
sätze handelt, d. h. wenn die Umsätze nicht unter 
den Anwendungsbereich der Steuer fallen, oder 
wenn es sich um steuerbefreite Umsätze handelt, 
d. h. wenn die Umsätze zwar unter den Anwen- 
dungsbereich der Steuer fallen, aber aus beson- 
deren Gründen befreit sind. 


Diese Regelung wird vorgeschlagen, weil die große 
Mehrheit der Regierungen glaubt, daß die Anwen- 
dung von Vorsteuerabzügen bei nicht steuerbaren 
oder befreiten Umsätzen zu zahlreichen Verwal- 
tungsschwierigkeiten führen würde. Die Nichtan- 
wendung dieser Regel würde zum Ergebnis haben, 
daß bestimmte Steuerpflichtige, die ausschließlich 
oder überwiegend nicht steuerbare oder befreite 
Umsätze vornehmen, ständig Gläubiger der Steuer- 
verwaltung wären, die Sonderdienste schaffen 
müßte, um die Vergütungsansprüche nach vorheriger 
i Kontrolle abzuwickeln. Andererseits wurde hervor- 
gehoben, daß dies einen Anreiz für alle betroffenen 
Wirtschaftskreise bieten würde, eine Befreiung mit 
der Möglichkeit des Vorsteuerabzugs zu verlangen, 
so daß der Grundsatz einer Steuer, die ganz allge- 
mein die Verbrauchsausgaben belastet, mehr und 
mehr scheitern würde. Und schließlich würde dies 
die Notwendigkeit mit sich bringen, den allgemei- 
nen Steuersatz zu erhöhen. 

Es besteht jedoch keine Veranlassung, den Abzug 
oder gar die Vergütung der Vorsteuer zu verwei- 
gern, wenn die Lieferung eines Gegenstandes oder 
die Leistung eines Dienstes auf Grund der Ausfuhr- 
regelung nicht steuerbar oder befreit ist, denn das 
verfolgte Ziel besteht hier gerade in der vollstän- 
digen steuerlichen Entlastung. Es ist jedoch für not- 
wendig gehalten worden, sich für diese Fälle der 
Vorsteuerabzüge auf Umsätze zu beschränken, die 
besteuert sein würden, wenn sie im Inland bewirkt 
worden wären. 

Die Ausschließung des Vorsteuerabzugs bei steuer- 
befreiten oder nicht steuerpflichtigen Umsätzen hat 
die Anwendung der sogenannten „pro rata"-Rege- 
lung zur Folge, wenn ein Unternehmen einerseits 
Umsätze mit dem Recht auf Abzüge und anderer- 
seits Umsätze ohne das Recht auf Abzüge vornimmt, 
was eine Erschwerung des Steuersystems darstellt. 

Die unter dieser Ziffer vorgesehenen Regeln haben 
außerdem die folgenden Nachteile: 

— die befreiten oder nichtsteuerbaren Gegenstände 
und Dienste haben eine verborgene Steuerlast 
zu tragen. Diese „Reststeuer'' kann auf einer 
späteren Stufe nicht abgezogen werden. Daraus 
ergibt sich eine Steuerkumulierung und folglich 
eine höhere Steuerlast als wenn die Lieferung 
oder Dienstleistung auf der Vorstufe besteuert 
worden wäre; 

^ bei der Einfuhr von Erzeugnissen, die im Inland 
steuerbefreit oder nichtsteuerpflichtig sind, kann 
kein Ausgleich dieser „Reststeuer" vorgenom- 
men werden; bei der Ausfuhr von Erzeugnissen, 
die befreite oder nichtsteuerpflichtige Stoffe 
enthalten, ergibt sich der gleiche Nachteil. 

Es muß hier von neuem hervorgehoben werden, daß 
vor allem zur Vermeidung dieser Nachteile die 
größtmögliche Begrenzung der Befreiungen außer- 
ordentlich wünschenswert ist (vergleiche oben Arti- 
kel 8 Ziffer 3). 
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Artikel 9 Ziffer 3 

Nach dieser Ziffer sollen die Abzüge bei der Mehr- 
wertsteuer vorgenommen werden, die für den Zeit- 
raum geschuldet wird, in dem die Rechnung für die 
erworbenen Gegenstände oder für die in Anspruch 
genommenen Dienstleistungen entgegengenommen 
wurde. Der Abzug wird demzufolge unverzüglich 
und grundsätzlich ohne zeitliche Verschiebung vor- 
genommen, um zu verhindern, daß der Steuerpflich- 
tige zu seinen Lasten eine Steuervorauszahlung ent- 
richtet. 

Die Methode der sofortigen Vorsteuerabzüge wird 
auch für den Erwerb von Investitionsgütern vorge- 
schlagen. Nach reiflicher Überlegung scheint diese 
Lösung einer anderen möglichen Modalität, nämlich 
der Methode der Abzüge pro rata temporis, vorzu- 
ziehen zu sein. Diese letztgenannte Modalität sieht 
den Abzug bei Investitionsgütern je nach der Ein- 
fügung ihres Wertes in den Preis des Erzeugnisses 
nach Maßgabe der Abschreibungen vor. 

Die Anwendung der Methode des sofortigen vollen 
Vorsteuerabzugs ist einfacher als die der Methode 
der Abzüge „pro rata temporis", die dazu zwingt, 
der Verwendung der Gegenstände während des Ab- 
schreibungszeitraums zu folgen. Darüber hinaus ge- 
stattet das erste System, daß man sich nicht mehr 
als nötig von den Auswirkungen einer einmalig am 
Ende des Anwendungsbereichs erhobenen Steuer 
entfernt, einer Steuer, die sich von einer Mehrwert- 
steuer nur dadurch unterscheidet, daß sie keine 
fraktionierten Zahlungen vorsieht. Auf diese Weise 
haben die Steuerpflichtigen nicht die zusätzliche Last 
der Vorfinanzierung zu tragen, die sich aus der 
Vorauszahlung von auf den Investitionen lastenden 
Steuern ergibt, die sie bei Anwendung der Methode 
„pro rata temporis" noch nicht würden abziehen 
können. Weiter ist zu bemerken, daß in Zeiten eines 
allgemeinen Preisanstiegs — falls die Abschrei- 
bungsperiode verhältnismäßig lang ist — die Unter- 
nehmer Abzüge erhielten, deren Realwert häufig 
erheblich gesunken wäre. 

Es darf nicht verheimlicht werden, daß neben diesen 
unbestreitbaren Vorteilen auch einige Nachteile be- 
stehen. Durch die Investitionsförderung verstärkt 
die Mehode des sofortigen Vollabzugs die steigende 
Konjunkturtendenz noch, was gegebenenfalls nicht 
mit der verfolgten Konjunkturpolitik übereinstim- 
men könnte. Der sofortige Vollabzug würde das er- 
wartete Steueraufkommen verringern und beim 
Übergang der gegenwärtigen Systeme auf die Mehr- 
wertsteuer deshalb einen höheren Steuersatz erfor- 
derlich machen als zur Erzielung des gleichen Steuer- 
aufkommens bei Annahme der Methode der Abzüge 
„pro rata temporis" erforderlich gewesen wäre. 

Für die Mitgliedstaaten, die zur Zeit eine kumula- 
tive Mehrphasensteuer erheben, ergibt sich schließ- 
lich ein bedeutsames finanzielles Übergangsproblem 
hinsichtlich der Altinvestitionen, die noch nicht völ- 
lig abgeschrieben sind, und folglich eine kumulative 
Steuer tragen, deren Höhe häufig nicht bekannt ist. 

Damit die betroffenen Mitgliedstaaten diesen 
Schwierigkeiten Vorbeugen können, haben sie die 


! Möglichkeit, für einen bestimmten Ubergangszeil- 
j raum, der so kurz wie möglich sein soll, Abzüge bei 
Investitionsgütern nach der Methode „pro rata tem- 
poris'' (vergleiche Punkt 21 des Anhangs A) vor- 
nehmen zu lassen. 

Im Rahmen des unmittelbaren Vorsteuerabzugs bei 
Investitionsgütern schien es notwendig, Berichtigun- 
gen des ursprünglich verwendeten Abzugs im Laufe 
eines pauschal auf fünf Jahre festgesetzten Zeit- 
raums vorzunehmen, wenn sich Veränderungen in 
der festgesetzten „pro rata" für in Ziffer 2 Absatz 2 
(vergleiche Artikel 9 Ziffer 3 letzter Satz) bezeich- 
nete gemischte Umsätze ergeben. Die Anwendung 
dieser technischen Vorschriften kann in großem Um- 
fang durch Festsetzung bestimmter Toleranzen be- 
schränkt werden, z. B. dadurch, daß auf Berichtigun- 
gen in solchen Fällen verzichtet wird, in denen die 
Änderung der „pro rata" ohne große Bedeutung ist 
(vergleiche Punkt 22 des Anhangs A). Die Berichti- 
gungen werden selbstverständlich vollständig besei- 
tigt, wenn das Mehrwertsteuersystem keine befrei- 
ten oder nicht-steuerbaren Umsätze kennt. 

Artikel 9 Ziffer 4 

Die Zulassung von Abzügen muß bei einem reinen 
Mehrwertsteuersystem möglichst weit sein. Deshalb 
dürfen nur die Abzüge auf Gegenstände und Dienste 
ausgeschlossen werden, die ihrer Zweckbestimmung 
in Industrie oder Handel aus persönlichen oder pri- 
vaten Gründen entzogen werden können, z. B. 
Luxusteppiche, bestimmte Fahrzeuge, bestimmte 
Ausgaben wie Repräsentations- und Reisekosten. 

Artikel 9 Ziffer 5 

Falls der Betrag der Vorsteuerabzüge für einen Vor- 
anmeldezeitraum den auf die Umsätze berechneten 
Mehrwertsteuerbetrag übersteigt, sieht diese Vor- 
schrift eine Erstattung des überschießenden Betrags 
am Ende des Kalenderjahres vor. Jedoch können 
für Ausfuhrumsätze Vergütungen auch vor dem 
Ende des Kalenderjahres gewährt werden (verglei- 
che Punkt 23 des Anhangs A). 

Ursprünglich war es für möglich gehalten worden, 
eine gemeinschaftliche Regelung zu übernehmen, 
die Vergütungen dadurch vermied, daß der beim 
Ankauf bezahlte abziehbare Steuerbetrag nur durch 
Übertragung auf die bei den Verkäufen zu zahlende 
Steuer zum Verschwinden gebracht werden könnte. 
Wie es scheint, hätte ein solche Regelung gestattet, 
die finanziellen und konjunkturellen Folgen von 
Investitionen, die sich bei sofortigen Vergütungen 
einstellen könnten, in gewissem Umfang abzuschwä- 
chen. Nach eingehender Prüfung dieser Frage hat 
es sich jedoch herausgestellt, daß diese Regelung 
wenig vereinbar wäre mit bestimmten wirtschaft- 
lichen Erfordernissen, denn sie hätte die Unterneh- 
men bestraft, die neu entstehen und die so auf 
Grund ihrer Investitionen über einen abziehbaren 
Steuerbetrag verfügen, der manchmal erst lange 
nach ihrer Gründung verrechnet werden könnte und 
ihnen damit bedeutende Finanzierungskosten auf- 
bürdet. Andererseits könnte eine solche Regelung 
die Schaffung oder Entwicklung bestimmter Einzel- 
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bereiche großer bereits bestehender Unternehmen 
begünstigen, die eine neue Investitionen belastende 
Steuer mit der Steuer auf ihren allgemeinen Um- 
satz verrechnen können, und dies zum Nachteil klei- 
ner oder mittlerer Unternehmen, die sich gründen 
möchten und die nicht die gleiche Möglichkeit haben 
würden, die Mehrwertsteuer auf ihre neuen Inve- 
stitionen sofort zu überwälzen. 

Zu Artikel 10 
Ziffer 3 

Die in dieser Ziffer angegebene Regelung führt zu 
einer periodischen Zusammenfassung der Käufe 
einerseits und der Verkäufe andererseits. Mit Hilfe 
dieser beiden jeweils zusammengefaßten Beträge 
wird der vom Steuerpflichtigen zu zahlende Betrag 
der Steuer auf den zugefügten Wert ermittelt. Diese 
Art der Zusammenfassung erleichtert sowohl dem 
Steuerpflichtigen als auch der Steuerverwaltung die 
Anwendung und Kontrolle der Steuer. 

Die im zweiten Satz dieser Ziffer hinsichtlich der 
periodischen Erklärungen vorgeschlagenen Erleich- 
terungen dienen nur der Verwaltungsvereinfachung 
und stellen nicht auf die Gewährung steuerlicher 
Vorteile ab. ' 

Zu Artikel 11 

Es ist ganz allgemein zuzugeben, daß die volle An- j 
Wendung des in dieser Richtlinie vorgesehenen i 
Mehrwertsteuersystems auf Kleinunternehmen 
Schwierigkeiten, vor allem technischer Art, bereiten 
kann. Deshalb sieht diese Bestimmung Möglichkei- 
ten vor, für diese Gruppe erleichterte Anwendungs- j 
modalitäten festzusetzen und die Kleinstunterneh- 
men sogar aus dem Anwendungsbereich der Mehr- 
wertsteuer auszuschließen. 

Da einerseits die Verhältnisse dieser Unternehmen 
von Land zu Land sehr wechseln und andererseits 
ihre Anpassungsmöglichkeiten sehr unterschiedlich 
sind, wird es weder für zweckmäßig noch für erfor- 
derlich gehalten, eine gemeinsame Regelung zu fin- 
den. Es ist deshalb mit dem Vorbehalt der Durch- 
führung der in Artikel 13 bezeichneten vorherigen 
Konsultationen vorgesehen, daß jede Regierung die- 
jenige Besteuerung dieser Unternehmen anwendet, 
die den nationalen Erfordernissen und Möglichkei- 
ten am besten entspricht. 

Zu Artikel 12 
Ziffer 1 

In einem Mehrweitsteuersystem und in Überein- 
stimmung mit den eigenen Interessen der Landwirte 
wäre es ohne jeden Zweifel am besten, auch auf 
ihre Umsätze die normale Besteuerung anzuwenden 
und weitestmöglich auf jede Sonderregelung zu ver- 
zichten. 

Alle Mitgliedstaaten wenden heute jedoch sehr 
unterschiedliche Sondervorschriften an, sei es weil 
die Landwirte mangels einer ausreichenden Buch- 
führung der Steuer praktisch nicht unterworfen wer- j 


den können, sei es weil man auch aus sozialpoliti- 
schen Gründen ihre Erzeugnisse nicht dem normalen 
Urnsatzsleuersatz unterwerfen will. 

Was die ersten Erwägungen betrifft, dürfte es auf 
die Dauer nicht gerechtfertigt sein, die Einführung 
eines möglichst reinen und neutralen Mehrwert- 
steuersystems nur deshalb zu verhindern, weil ein 
sehr bedeutender Sektor der Wirtschaft nicht in der 
Lage sei, ordnungsgemäß Buch zu führen; diese 
Buchführung könnte einfach sein. Die schrittweise 
Einführung einer ordnungsgemäßen Buchführung im 
Bereich der Landwirtschaft ist übrigens ebenso im 
Interesse der Landwirte selbst wie auch des Ge- 
meinsamen Marktes nicht nur aus steuerlichen, son- 
dern auch aus anderen Gründen wünschenswert. 

Deshalb wird als allgemeine Regel für das gemein- 
schaftliche System die Einführung der Besteuerung 
der Tätigkeiten der Landwirte vorgeschlagen. 

In bezug auf die Steuerbelastung der landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse, die gemeinschaftlich bestimmt 
werden müssen, gestattet das Mehrwertsteuer- 
system nach der Regelung in Artikel 7 Ziffer 2 die 
Anwendung ermäßigter Sätze. 

Durch die Annahme ermäßigter Sätze können gleich- 
zeitig zwei Ziele erreicht werden, nämlich: 

— ein sozialpolitisches Ziel, weil die Agrarerzeug- 
nisse, die als lebensnotwendige Waren anzu- 
sehen sind, nur gering besteuert werden; und 

— ein agrarpolitisches Anliegen, weil die ermäßig- 
ten Sätze so festgesetzt werden können, daß die 
Steuer im allgemeinen nicht höher ist als die Last 
der gegenwärtig von den Landwirten bei ihren 
Ankäufen bezahlten Steuern. Die Gesaintsteuer- 
last würde also für die Landwirtschaft nicht stei- 
gen. 

Artikel 12 Ziffer 2 

Ab 1. Juli 1967 wird mit der Einführung gemeinsa- 
mer Preissysteme für die Mehrzahl der landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse der Gemeinsame Markt 
verwirklicht sein. Um zu vermeiden, daß die Einfüh- 
rung des Mehrwertsteuersystems Wettbewerbsver- 
zerrungen verursacht, ist es notwendig, daß gemein- 
same Regeln aufgestellt werden für die Liste der 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse, sowie der Steuer- 
sätze, die die Mitgliedstaaten bis zur Aufhebung 
der Steuergrenzen im Rahmen des gemeinsamen 
Mehrwertsteuersystems anwenden. 

Zudem ist sicherzustellen, daß die systemgerechte 
Anwendung der Mehrwertsteuer das Funktionieren 
der gemeinsamen Organisation der Agrarmärkte 
und insbesondere der darin festgelegten Preis- 
systeme nicht stört. Aus diesem Grunde müssen ge- 
gebenenfalls spezielle Regelungen getroffen wer- 
den, welche diesen Anforderungen der gemeinsa- 
men Agrarpolitik Rechnung tragen. 

Um Schwierigkeiten zu begegnen, welche die An- 
wendung der in Ziffer 1 vorgesehenen Regelung 
mit sich bringen kann, können Übergangsregelun- 
gen bis zur Abschaffung der Steuergrenzen getrof- 
fen werden. 
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Drucksache IV/3335 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Aus den vorgenannten Gründen wird die Kommis- 
sion beauftragt, dem Rat spätestens am 1. April 1966 
entsprechende Vorschläge zu unterbreiten. 

Zu Artikel 13 

Die in dieser Vorschrift geregelten vorherigen Kon- 
sultationen sind in den folgenden Fällen durchzu- 
führen: 

— Abweichung von der Regelung in Artikel 1 Zif- 
fer 3 betreffend das Anwendungsgebiet (An- 
hang A, Punkt 1); 


— Anerkennung der Organschaft (Anhang A, 
Punkt 2); 

— Abgrenzung der Einzelhandelsstufe, wenn diese 
Stufe vom Anwendungsbereich ausgeschlossen 
ist (Anhang A, Punkt 2); 

— Anwendung bestimmter Zollvorschriften bei der 
Erhebung der Mehrwertsteuer auf die Einfuhr 
(Anhang A, Punkt 12); 

— Anwendung von Befreiungen (Artikel 8 Ziffer 3); 

— Festsetzung von Sonderregelungen für Klein- 
unternehmen (Artikel 11). 
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